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Bericht 
des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 

über die Regi~rungsvorlage -(63 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Wasser­

bautenförderungsgesetz geändert wird 

Durch die vorliegende Regierungsvorlage s.oll 
.das Wasser'bautenföJ:ldemngsge-setz I~ru wei>endich,en 
PU11l}{,teri noveHieJ:lt werden. Hiebei wird gener~lil 
.a:L1en jenen Maß:nahmen Vorranlg einge:räulffit, die 
den Wa:ss,erhaushah und dess,en GesaJmtnu:tzul1lgs­
fähigkeit zu vel1bessern trachten. Die s,ich vO'Lf­
z'iehend'eBl1ItWlicklung ,der Wasserwirtschafts,poli­
n~ verlangt im einzelnen die Erweiterul1lg der 
Förderung örtlicher Schutzmaßnahmen auf üiber­
geo"dnete was's'erwirts,cha:fo1iche Maßnahmen. 
Neben der Förd'erul1Ig von Wasiserlbauten müssen 
wa'sS'erw,irtschaftliche MaßnaJhmen ,in zunehmen­
dem Maße darauf 'aJbiz:ielen, ,den vo:n ,cJ!er W,ass,er­
Wlirtschaft :an die Raumnutzull1lg. gestellten ,An­
fordefUJrugeiIlJ durch Sinflußnahme auf Flächen 
und Gebiete zur Sicherstdlung ihrer wasserWl~l't­
schaftlichen Funktion zu entsprechen. Die No­
veHe trägt der wekweit sta:ttfindenden wa's,ser­
Wlirtschaftilich,en El1ItWlick1ungRechnuiIlg, die auch 
österreich trotz ,seines relativen Wasserreich­
tUIffiS zwingt, der W'aJsservorsor'ge und -,v.orbeu­
gung y,ermehrt Aufmerksamkelit und Anstroo­
,gung zu widlmen. Desha:l1b Ibeda,rf es in Hinkunft 
der ve:rstärkten Zusammenschau un,d Abstim­
mung dereinzeben wa:~serW'irts·ch,af.tlichen 
Sektoren, w~e Nußibau, i1andeskulturdler Wasser­
Ibau, W,ildbach- und Lawünenvetibauung, Wasss,er­
versorgung, Albwass,eI'lbeseit1gunlg und deren Aus­
richtung auf ühergeordnete ölmnomische u.nd 
ökologische Momente einer zukunft~ol'ientierte11 
W a:s'serwirtschaf,tspoli nik. 

Der Ausschuß für Land- und Fors'twirtschaft 
hat die geg,enständliche Regierungsvorlage ~n sei­
ner Sitzung am 18. Okooiber 1979 in VerhaJnd­
lung genommen und beschlossen, zur Vorbe­
handlu'Ilig dieser Regierun,gsvorlage einen Unter­
aus'Schuß e,inzusetz'em Diesem Unterausschuß ge­
hÖl'ten von der Sozia:1is,6sdlJen Parltei österreichs 
die Abgeordneten E g g, Kr i z, P f e i f e r, 
Rem p 1 b 'a U' ,e r, S t ö .g In e ,r, von ,der öster-

reich,ischen V olrkspa:1"tei die Abgeordneten 
Deutschmann, Hube'", Dkfm Dok-
tür K ei m eil, lrug. L ,e t m a ,i ,e 'r ~orwie von 
der Freiheit!Lichen Parte,i Österreichs dei: AJbg,e­
ordnete Ing. Mur e r an. 

Außer ,in der iko,nstitUli,erenden Sitzu.ng am 
23. Oktober 19'79 hat der UnterauS's·chuß die 
Vorlage ,in seliner Sitzung am 9. No'V,ember 1979 
unter B,eiziehU!rug v'on Sachverstä:nd~gen beraten. 

Nache,iil1iem mündLichen Bericht ,durch den Un­
terausschußobmann Albgeordneten De u t s c h­
man n über die g,es:amten Ber.atung,en des Un­
terausschusses hat der Aus:schuß für Land- und 
Forstwirtscha.ft diie Regierungsvorhge in seiner 
Slitzun,g ·am 2'3. Nov,ernlber 1979 n,euerlich ,in Ver­
handLung g,enommen. 

In .cl'er ,da·muf fo'~genden Deib:atte, an der 'sich 
di,e Abgeordneten' P f e ,i fe Ir, Hube rund 
Ing. Mur e r ~oWlie der Ausschußobma'llill und 
.der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Hai den beteiligten, wurden 
von den A~geordlneten P fe i fe r, Hub 'e r 
und Ing. M u ,r e r zehn gemeinsame Abände­
rungsanträ.ge zur Regierungsvorlage betreffend die 
§§ 1 a Z. 13 bis Z. 15, 2 Abs. 1 Z. 1, 2 Albs. 2 
Z. 3 bis Z. 7, 10 Ahs. 1 bis 3, 10 a, 10 b Abs. 1, 
10 c Albs. 3 wnd 4, 1b ,d Albs. 1, 10 e Abs. 1 und 2, 
10 f, 10 g Abs.l und 3, 10 k, 12 A!bs. 5, 19 A!bs,. 1 
Z. 5 und (, desWasseribautenförderu.ngsgesetzes 
sowie betreffend Art. II eü:bel'gaß'g'shestJimmun­
Igen) der Regierungsvorhge eirugebracht. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
yodage unter Berücbich,nigung der oberwähmen 
'~emeinsamen Abänd!erungsa,nträge c,instimmi'g 
a.ngenommen. 

Fünf 'Albä,n,derungsa.nträ,gede:s Albgeorruneten 
H ulb er sowie ein Ahä,nderungsantrag des Aus­
schußoIbmanns .Nbgeopdneten D ,e U' ts c h man n 
fan,den .nirut die notwendige Mehrheit. 

Zu den &de'ruUigen und Ergänzu.ngen gegen­
über ·der Regierun:gsvoOn!.age wir,dFoLgendes he­
merkt: 
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Zu § h Z. 13: 

Durch diese ErgänlZiung wird g<ewährleistet, 
daß auch Anla,gen Igeförde1't werden können, di,e 
der. Beha<ndlung<und Verwertung de'r im Be­
trcielhs.a.bwasser :a.nfaiHenden Stoffe di'enen. 

Zu § 1 a Z. 14 und 15: 

Der Alhlinderungs<lIntrra.g entspricht seinem 
WortJ1au t dlem § 10 ibder RegierurugsvorJa.ge, der 
rueshezwgLich inhaltlich aIs Bl,'lgriffslbestimmurng 
<lJnzusehen war. Es entspricht daher ,dem System 
des Entwurfs, die Art und den lnhai1t inn'er!be­
trieMich.er abw.asserre!,ev,a,nter Maßnahmen ,i<n 
eine,r ,ei!genen B,egriffshestimmung zu umschrei­
ben. , 

Zu § 2 Abs. 1 Z. 1: 

Durch den Antrag sü1:1 'die ,bisher in § 10 c 
Albs. 1 enth~ltene und daher nur t:ür den Be­
'reich <des Wass<erw,irtschaftsfonds ,geltende Be­
stimm'UiIlJg auch auf die ges,amte Förderurng nach 
dem Wasserlbautenifönlerungsgesetz aursgedehm 
werden. 

Zu § 10 Abs. 1 bis 3: 

Der Antra:g nimmt auch auf die Wichtigkeit 
großräUm~ger PlarIThng [Bezug. überdies wird 
kI:argeste11t,daß auch bes'tehende Anlagen auf 
Grund ,des Fortschritts der Techruik - in~he­
sondere bei den MaJSchinenreilen - yer:bes'Sert 
werden können. 

sein, dad'em Schutz UitlJSerer Be'vgwelt vür schäd­
~ichen BeIastun\gen ein 'besonderer SteHenwert 
zukommt. 

Zu § 10 b: 
Da der Begriff "ibwasser:bezogene 1nnenbe­

trieblLiche Maßnahmen" nunmehr ,in einer e1ge­
nen Best~mmung umschrieben werden soll, muß 
§ lob entsprech.end adaptiert werden. 

Zu § 10 c Abs. 3 und 4: 
Dur,ch den Antra,g soH das Recht des Wass'er­

wirtschaftstonrds, seine Zustimmung zum Pro­
j'ekt ,im Wege der Vers,ch·weigung be!i aUen Pm­
jeknen 'Zum Ausdurck zu br,irugen, verankert wer­
den. Eine Differenzierung zwis,chen kleineren 
und uimfaJllgreichen Anh.gen ersch,eint d1!icht ge­
rechtferti@t. 

Bbenso erscheint es unibl,'lgründet, jedenf;v11s <eine 
Zustimmung des W;sserwir:vschaftsfonds für den 
Baubeginn vor Zusiicherung vorzus.ehen, ·da er 
durch die Prüfung der Projekte und eventueLle 
Weigerung, die Zusnimmun'g hi,öZu zu erteilen, 
eine Einflußnahme aul die techn,ische Ges<takung 
des V orha:bens hat. 

Zu § 10 k: 
Durch die ·neue überschnift so:M auf den Inha:!t 

Her Norm verwiesen werden. 

Weiters wurdJen vom Ausschuß für Land- und 
Forstwi<r:tischaft folgende Aus:schuß:f.es.tis~e11un;gen 
getroffen: 

Zu §§ 10a, 10 d Abs. 1, 10 e Abs .. 1 und 2,.10 f, Zu § 2 Abs. 2 Z. 3: 
10 g Abs. 1 und 3, 12 Abs. 5 und 19 Abs. 1 
Z. Sund 6: . ~osten-NutJzen-U1lJtersuchungen bieten die Ge­

währ, daß wasserwirtschaftliche, Maßnahmen ·auf 
Durch die im Antrag vorgeschlagene Änderung ihre WirtschaftLichkeitü:berp1'iÜft werden können. 

der Regierul1!gsvorila:~e soH d~e MögLichkeit ge- D1eser Begriff i~tumfas~efiid zusehen und !bein­
schaffen werden, z1lS·ätm,ich zur Wa:sserversorgung ha'ltetnelben Kosten-Nutzen-Analysen auch 'Ve<r­
von Bauernhöfen, Ei:n'zdsiedlUllJgen land- und fahren mit multidimenSJionaler Ziehetzu.rug, wie 
forstwi<rtschaftlicher Diens<tll'ehmer, Schut2)hütten, etwa die Nutzwertanallyse, die Kostenwirks:a.m­
]ugendh'erlbergen und Erholungs- und Gen.esulljgs- keitsa,na;lyse und <d!gi1. 
heirmen auch die Beseitigung ,der A'bwäs'ser soi1cher Zur Err:eichullig eines möglichst wirksamen 
Objektcdurchnicht .rückzaihilibar'e Beiträge zu Finanz- und ZeitplOl<n,es empfiehI't sich daneben 
fördern. nber<d~es sl()ilil die Albwassellbeseitigung weiters der Ein'Satz von Netzplänen. , 
von Sei,tbahnstatlonen und gastgewerlhIichen Be­
trielben im Benghnd, 'WJie Ben~gasthöfe, Beng­
restaurants und Berghme!is, mdie Förderu'rug 
durch den Wasserwirtsch<l<ftsfonds einbezogen 
werden. Die Förderung d·ieser Objekte s;oIlä durch 
Darlehen Ibis zu 60 v, H. der Kosten erfolgen, 
wobei zwei Drittel vom Bund und ein· Drittel 
VQIl den Lä:nd:evn ,getragen werden 'so:Llen. Die 
K<ond'i,tione,n ooeser Fonds,dari1ehen saHen den 
Bedingur!ll~en der Darlehen ,für die Errichtung 
öffendicher Albwass,erbeseinigungsa,nla,gen ent­
sprechen. 

Durch diJese Maßnahmen w<ird ein Ibesonderer 
Beitra,g zu'r Entilias'tThnlg der Umweh zu erwarten 

Zu § 10 a: 
Zurm Begriff ;,Betriebe des Gasngewenbes"hä1t 

der Awsschuß fest, daß !im Sinne der Geweribe­
ordrntng 1973aUSZl!i]'egenist und diemn'<LCh soJlche 
Betriebe um:f.aßt; :deren Führung einer Künzes­
s,ion bedar:f. Damnter fa:Uen demgemäß Betriebe, 
die die Beherbergung und/oder Bewirtt~ng von 
Gästen zum Gegenstand haben. Unter gastgewerb­
lichen Betnieiben ,im BelCglmd 5ind daher Bel1g­
hotels, Bergrescaur:ants, Bel1ggasthöfe 'Und der­
gleichen zu v·erstehen. Ob ein ga·stgewerhlicher 
Betrieb als im Bergland gelegen anzusehen ist, 
,richtet sich nach ,der an,gemein'en Anschauu,ng. 
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BeU: der BeurterllUn'g dieser Fra,ge kommt es nicht 
immer auf ,die Höhenl1age des Hetl"iebes an, son­
dernauch auf Kriter'ien wie die Lage ,außerhallb 
eines dauernd besiedelten Gebietes, ciJie erschwerte 
Erreichbarkeit oder Versorgung mit Bedarfsgü­
tern und die hesonciJere Ausrichtung des Betrie­
bes auf .ciJie Bedürfnisse des Fremdenverkehrs. 

Der Ausschuß ist wei:ters der Auffassung, daß 
von der Förderung nicht nur ,bestehende Betfi.e­
be erfaßt 'se'in soLlen. Dadurch ist gewährleistet, 
daß bei ·neu zu errichtenden Beherbergungsbe­
trieben die Konzessionsvoraussetzungen hinsicht­
lich der Verpflichtung für eine ausreichende Ab­
wasserbeseitigung zu sorgen, leichter erbracht wer­
den können. 

Maderthaner 
Berichterstatter 

Zu § lob Abs. 1: 

Di'e Förderung Süll sich wie 'bisher aU!f dlie Ab­
wasserbehand1urugsanla,gen 'bestehender Betriehe 
beziehen. Der. Aus's·chuß veI'tnitt die Meinung, 
daß die Fö~derung wie bisher auch da,nn mögilich 
s'ein s01l, wenn <ein' bestehendes Untierri,ehmet11 
seine Betriebsstätte verlegt, nicht aber, falls ein 
Un.ternehmen einen FiE,a~betr~elberr.ichtet. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Aus­
schuß für Land- und FOr'Stwirtschaft d,en 
An t rag, der Nation:ai1ra;t wolle dem a ng e­
s chI 0 s s 'e n enG e se t zen.t w u r f die ver­
fassungsmäßige Zustimmung ,erteilen. 

Wien:, 1979 11 23 

Deutschmann 
Obmann 

.;. 
Bundesgesetz vom XXXXXXXXX 

XXX, mit dem das Wasserbautenförderungs­
gesetz geändert wird 

De,r Nalü'Q,naurat ha't ibescMossen: 

Artikel I 

. Das WiasiserbaiutenfÖl1derurugsgesetz, BGBL 
Nr. 34/1948, ,in ,der Fassung der Bundesges,etze 
BGBl. Nr. 295/1958, 310/1964, 170/1965, 299/ 
1969, 46/1971, 443/1972, %8/19>73 und 457/1978 
wird geä,ndert wie foLgt: 

1. Im Tilte,l hat der Kurztitel zu lauten: 

,,(Wasserbautenförderungsgesetz - WBFG)" 

2. § 1 hat einschließilii:ch sernlCr ühe!1S:ch,r:iif't zu 
bUlten: 

"Gegenstand, Ziele und finanzielle Mitte'l 

§ 1. (1) Im Intel'esse eines ausgeglichenen 
Wasserhaushai1tles ullid der [l[otw:endi~ Wasser­
vorsonge 'So,wie zur Gewährleistung einer aus­
:reich,enden Wa:siserverwrgung und geoI1dneten 
AbW\asserbeseiti,gu11lg, dC'S notwendigen Schutz,es 
geg,en W,aJsserverheertlJ1gen, Lawinen, Mur,en und 
Rutschungen Ul1!d zur Erfüllung der Aufgaben 
der lanciJeskulturellen Wasserwirtischaft können 
Bundes- oder Fondsmittel unter Beachtung dieser 
Ziele und nach Maßgabe der B,estimmungen 
dieses BundesgesetzC'S für folgenciJe Maßnahmen I 
gewährt wel<den:· . 

1. HeI1SltdJ.'hmgs-, InsnaJnJdlha:l'tiUnig:s- und Betriebs­
maßnahmen zw<ecks 

a) V'erbess1eI1ung des W,ass'erhaush:a1hes; 
b) Schutz gegen Wasserverheerungen, . La­

Wl~rien, FeLssturz, Steiruschlag, Muren und 
Rutschungeu; 

c) Regulierung <der Donau auch unter Be­
(hrotJnlahme ';3JUlf Idlie Schäff,ahl1t e~I15chJ1ieß­
bi~hder Erl1ichturug öffent1:icher Häfen; 

d)Bo.denentwässe:rung, Bodenhewässerung, 
landwirtschaftliche Abwlisserverwertung 
urud Schutzmaßnahmen gegen Bodemb­
>trag 'Und Wirudwirkung; 

e) V,el'sorgunigmit 'fr<ink- und.~U!tz~a:sser 
iemsch:1ieß1ich d1er Sicherung der künf­
tigen W lis<setrversorgung; . 

f) Schutz ,des ober- und ull'tJerif'cLisroen 
Wassel'S vor Verunrein~gung, Ableitung 
urud Behallldlung der anfallenIden A,b-, 
wiisser und Rückstände, al1enfa~ls' ge-' 
meirusam mit Abfallstoffen, einschließlich , 
,der lerfoinde:rLichen Vm-flutbeschaffung. 

2. E!1Stdlung fol:gCiD.der Unte~lia:gCID. emschffiileß­
l,ich tderihiefür ,erfö11derlichen Vmleistungen 
und Versuche, die lim Zusammenhang mit 
denlrn Z. 1 Igenatnnten Maßnahmen stehen: 
la) wass,erwiI1!Js:ch<afdiche Planungen. und' 

Unte:rsuroungen, GrunJdlslitzkoiWepte; 
GefahreinJzOlIlienpläne und matlhematische 
Modelle; 

.j. 
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h) R,egiona:Ls~UJdien, generelle Projekte und 
Gutachten; 

c) Projekoe. 

3. Ablösen, Entschädigungen und Abgeltulngen' 
für B'esmränkungen bestehender Nutzungen, 
,die unmitoel:bar oder als V or.sorgemaß­
nahmen im Zusammenhang mit ,den ,in Z. 1 
und 2 angeführten' Maßnahmen stehen, 
sowie ErsatzmaßnaJhmen zur Erreichung der 
den in Z. 1 genannten Maßnahmen zugrun­
de1ie,genden ZieLe. 

(2) Für dJiJe ,im Abs. 1 angeführten Maß·nahmen 
siIllCL die im jeweil~gen Bundesiin:MllZges:etz beim 
Bundesrninisterium für Land- und Forstwirtschaft 
für Wa:9seIibauteh Und W':l:iSs·erwirtschaft ein­
schließLich des Schutzes gegen WÜlldrbäche und La­
winen sow~e die heim Bundesministerium für 
Bauten und Technik für W;liSserba'UJl!en veran­
sch1:ligten Aufwands- UllId Förderungskredite und 
di~e Mi:1Jtlru des Wasserw,i'roschaJftsfronds (§ lOh) 
zu verwenden." 

3. Nach § 1 ~st ein llIeuer § 1 a einzufügen. 
Dieser halt eiin5chlLießrrlich sleiner üherschl'ift zu 
lauten: 

"Begriffsbestimmungen 

§ 1 a. Im Sinrue dieses Bundesgesetzes gelten 

1. aLs was s ,e r w i il' t,s c h a f tl i eh e P 1 a­
nun g le n und U nt ,e r s u e 'h u n gen 
zeitlich, Isachlich oder räumlich übergeo'rdnete 
fachlich.e Unterlagen überStand, Entwick­
Lung 'IlInd Becin1lruss'Ullllg drei' w:liSlslerwrurtschaJt­
Lichen Faktoren sowie über deren Ab!>tim­
mUlllg mit Raumolrdnung u'll,d Umwelt­
,schutz; 

2. ars was s e ,r wir t se h a f t li ehe 
G run d s atz k 0 n Z e p t e fachliche Un­
terlagen, die im Interesse einer gezielten 
Wasservorsorge d~e wasserwirtschaft.1i.chen 
Verhäil misse, ihre gegenSieitigen Ab1üngig­
keiten unldihr,e Auswirlmngen la,uf Volksge­
sUllldiheit, Vci~kslW'irtseha:ft, Raumord,nung 
und Umwdlrtschutz in 'zusamme11lhänrgender 
Wei<Se !darsteI!Ien und rä:um1ich im Eil1izurgs~ 
i~ebi:eoe 'urn:d sachE,ch lin Schutzwasserwirt­
sch.aft, WiaSlSer,re~erv'enund Was,slel1güte ge­
grliredert si'nd!; 

3. a:ls G ,e f ,a h r ,e n z 0 n e n:p rl ä ne ,cl e s 
F J u ß h a'U es, hchll:iche Unter11:l:igen über dille 
dlurch überflutunrgen, V,ermurungen urllld 
Rrutschu11Igen ,gef;vhrrdieten Gebiete, al,s G e­
fahrei11lzonJenp1ä.n,e für WiQd­
b ä ehe und Law in e n di'e ,in § 11 dieS 

F,orstgeSletzes 1975, BGBl. Nr. 440, ange­
führten Un!)eroagen; 

4. aJs m ,a t he m,ati s eh ,e Mo drel h Bre­
rechu'U!11Igen zur Simuilierung watSs:e1"mrt-

,sch,aJtEcher Vorgänge für die 'Beurtei1u'11Ig 
,"on watSlSIerwil!7tschalfrtl1,iJch ,'w1eva'nten F:aktoren 
und Entwickrlungen oder von Auswir kungen 
bearbsichtilgoeil' MaßnaJhmen; 

5. 'alh R e g ,i 0 n Ia. 11:s tu :d:,ie n auf eLne b~-
. s:oimmte Re~~on Ibezogene hchLiche Un:ter­

suchlUJng,en, diJe alls Prüjekrierun:gsvoraus­
s'erzung OIder alLs ,Beurtei1w11IgsgrUrIlld.1a.ge für 
i~on:kr'ete Marßnahmen ,des Waisserrb.aues, Oider 
d'er Wi'1d1bach- und La,winen'VerbaUlU!ng erfor­
,dedich :simld; 

6.ai1s ge ,n er ,e l~ le Pro j e k t e dem Projekt 
v.oraus,gehel1ldle Entwürfe, di,e das Ziel und 
die ,"or'gesehellle Verwj,rk1ichung einer Maß­
nahme 'in ihren Grundzügen Idrurch Beschrei­
brimgen, V'ariJant,envel1g1eiche, Skilzzen, Zei,ch­
nungen unld LB,el1echnlUingen un'ter B,erücksrich­
ti.gU:IlJg vorihmd.ener wasserwirtschaft1icher 
U merllaJgen ,dars'N:,llen; 

7. alls P r -0 j ,e k t e der Ausführung vorausge­
hende Entwürfe, ,di,e Id'ie~eplante Maßnahme 

" in ihl1en Ei:filZle1heirten ,durch BeschreiJhu11Ig, 
Pläne, Ber,echnunlgren und sonstige Um er­
l:agen ,arus,führullIgsfleif darstellen; 

8. aJh ö f d '1 ehe Ba Ild e i tun g d~1e ge­
sramte Tätigkeit, diie von eDnier vrüm Bralll'heril'n 
zu seiil1!er fachi1ichen Vertretung he,stel1t,en 
P'ersrün vel1a.Iltwordich ausrgeübt wird un'd 
inslbes-0rudlel1e die dem Baunerm zustehende 
ordnende AnrweisuI1lgs-, Kool1eLiu'1erungs-, 
P,rüf'Uings- un/& OberWla.chungstätirgkeit auf 
der B'aUls1leL1e IIJmfaßt; 

9. alls K 11 ei ,n me '1 i 0 ra t ion ,dire Entwäs­
seru,n,g .oder B,e'wiisserunrg ,einer rgeschi1os,senen 
F11äehe von höchstens 10 'ha Au s.m aß , klie 
nicht i11ll1ie'l1ha'1b ,ein'es ,größel1Cl1 Ent- oder 
BrewässierunlgSlg,ebietes Ilriegt; 

10. 'als Was 5 er ver s -0 r rg Ü iIl! Ig san 1,a gen 
Anh,gen (Bauwerke, Rohrleitung,en und Ein­
r~chtutl1.gen), die zur Beschaff.Utl1g, Reinügung 
oder sonstigen AUIBbereitUlng, Weiterr1eitung, 
Speicherurug und Vernei,lung von Tl1i11lk- odrer 
Nutzwa!sser bi,s zur überga;besteI.1e an ·eLen 
L,etztverrbraucher erforderlich s'~nd, ein~ 
s,chI1ieß:li.ch von Beor,iebs-· IUfnd Neberuge­
bäuden; 

11. aLs A b was s·e r a b '1 e ri tun g s ,a n 1 a gen 
Anilagen, ,die 'zur Samm1ull1g, Weiter- und 
AbLeitunlg vün Schmutz- und Niedrerschlags­
wass'er alb den übel1nalhmesrchächten (Kan,ä,le 
mit den zu;gehörilgen Bauwerken und Ein­
richtuIlIgen)u'IlId zur Vorflutibeschaffunlg 
(V orflutkarnäl:e) 'erfor,derl1lich sillld; 

12. als Ab w 'as"s erb eh an d i u n g san 1 a-
gen Anllagen (aaruwerke unid zUi~öT1gre 
Eiul1ichturngen), :die zur Verbess.erung der 
ß.es.ct~aff,eIllhreit odrer zur Verminderunlg der 
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Menge des Schmutz- urud Niederschliargs­
was,se-rs zWiecks Reinhaltung .der Gewässer 
epf,cmdler1:1ch si'nd; ,d~u ,gehör:en ruch j,ene 
AllIlagen, ,d,te 7Jllr BeSle,iti,g'UJng oder Verwer­
bung der bei, der A1hwass'erberuallldlllung aJl1-
fallilendJen Snofle oder .deren 'gemeiniSamer 
B,ehand1lung mit Abfia,11stoffen dienen, sowie 
BetnieJbs- unld! Nelbengelbäude; 

13.als betrj.,eh:liche Aibwasserhe-
h a: n~diI U TI.g S 'a 'Ili,la Ig e n: Anllagen ,gemäß 
Z. 12, iClliezur Breharn1dllUing' des hei Erzell­
gwrugs- oder V'el1ar'beitungsprozes,sen i:n B,e­
trieben anfallenden S.chmutzwassers und der 
Behandlung oder Verwertung der bei der 
betrieblichen Schmutzwasserbehandlung an­
fallenden Stoffe dienen; 

14. als ab was s erb e z 0 ge n e Maß n a h­
men ri'llIll1e'rib'etrieb1ich,er Art 
a:llle Maßnahmen, die ,die V,erlbess.emng der 
Beschaffenheit, die V,e.rminderunrg d·es An,f'a[­
['es ,"OIl< betrieiblidLem Albwass'er oder Id,j.e Be­
sreiüg,unlg oder VerwertUil1.lg dJer Ibei der Ah­
wa:sserlbeihandJbnlg an:failil\eIl<d:en Stoffe rbe-
wirkelll; . 

15. als So f 0 r t maß nah m e n Maßnahmen, 
die insbesondere nach Hochwasserereignissen 
der Vermei,dUlnlg von Scha;densa:us'weitungen 
dimen, wie .dJile iffiögll~ch'st umg,eheIl'de 
Räumunlg ,der Fr1Ü'ss,e unld Bäche UJIld ihre 
Rückführung in .aals ursprüngliche Bett, die 
Behebunrg von örtJl,icruen Uf.er- und Damm­
schäden sowie ,die Saniemng von 
Rutschun:gen. " 

4. § 2 hat ein·schIießlllich sein,er Oberschrift zu 
lauten: 

"Allgemeine Voraussetzungen der Gewährung 
und Bereitstellung von ,Bundes- und Fonds-

mitteln 

§ 2. (1) Die Gewährung UJIlld Ber;eitsteUung 
von Bundes- und Fondsmitteln ist davon ab­
h ä:ll'gig, tClliß 

1. die zur Förderung beantragten Maßnahmen 
den' vom zuständigen Bundesminister erlasse­
nen technischen Richtlinien (Abs. 2) ent­
sprechen und die Unterlagen hiefür entweder 
von einem Bauamt oder von einer Fach­
abteilung einer Gebietskörperschaft in ihrem 
Wirkungsbereich oder von einer befugten 
Person verfaßt sind; 

2. die Unt,erlagen fü'I" die Maßnahmen von der 
zU's:tänrdigen Diensts:te'1ILe des, BUIl<des oder des 
LaIli&es rbegutachcet siLllld; 

3. die betrefferudIen' ~BalUten ,odler Baru.abschnitt.e, 
a!usgenommen d,i,e hiefür 'erforderlichen V-or­
leistungen 'u,nd ausgelllOmlffiOO Sofortmaß­
nahmen der Wilidlb.a;ch~ UM Lawinenver­
ba;uunlg mit ,elinem Kostenerf,ol'der'nis his zu 
0,75 Miil,1. S 'erst na'ch Einibrinigulllg. des An-

tra:ges a'uf GewährUing ",on ß>unldJes~ oder 
Fon'ci-smitte:lm heini zusrtändigen B:ul1idesminoi­
'steriuiffi, 'nach ZustJimmun'g des 'zuständigen 
Bunldesmirnsters . zrtliffi Projekt oder zum 
Sammelvet:Zeich'ni,s ibei den u,nter Albs. 6 ge­
nannten Maß'nahmen und nach AbscHluß der 
erfor,derlichren hehör'd!1ichen Bew~mgunrgsver­
fahnen in Allligriff ge,nommen werdien; 

4. die Maßnahmen .gemäß § 1 Abs. 1 Z. 21it. a 
und rb sowie Z. 3 ers!! nla.ch Zust,immung des 
zmständiJgen Bunde~mini:ste'1'S vn Angriff ge­
nommelll wendJen; 

5. hei umfangreichen Hauten urud solchen, zu 
deren Drurch.führu11llg di,e Kool1drinierumg 
mehrerer Aluftragnehmer ,erlol1d1er!1rich ,ist, 
eine fachkuIlidige von den AUlhmgn<ehmern 
unabhä.ngirge örtlliche B<l!ulei:tuillig vom Bau­
herrn eimgerichtet UIl'd! bei Gewährung von 
Fcmclsmiuedna'U,ch ruf seine R,ech'l1:ung täüg 
w.i!'d; 

6. bei Ve11ga:be' VOil1' LeistU1l1lgen di~e ",omzustän­
dirgen BuJIl'desministererlai>slen<en Ver<ga:be­
richtlinien (Albs. 3) .eli11'gehalten werdJen; 

7. die Ar!beiten, S'oweites t,echnrischWlld wirt­
schaftLich mögLich ist, ruch über ,die Winter­
periode geführt we11d1en; 

8. der A'Ilitrargstdrersi,chdler K1ontrolle dler .ge­
fördert!e:n Maß.nahme al\llf ,die Da1uer ,der För­
derurng uncerwl11ft; 

9. die Imst,a.nclhalltung undgegeibenenf,ajl1:s dler 
Bet6eb der:f:ertigrgestel1ten Anlagen sOwUe 
die Dur,chf,ülhmnrg 'notweIlidilger FoIgemaß­
nahmen rechtlich sLchergesteHt sri:nld; 

10. sich'ergestdlt 1'st, Idaß die WaJrtUJl1g, über­
wachungwnrd Prüfung der AnI~aJgen durch 
hchlich ,geeignete Per~on!en V>Ü't',genommen 
wird; 

11. die Restfin:allIZ!ieru11)g gesicher;t tst. 

(2) Die um Abs. 1 Z. 1 genannten technischen 
Richtlilllien halben Bestimtml,ngen zu entha<lten 
über 

1. die wa,sserwirtschalftllichen ZieLsetzungen 
unter Berücksidrtilgung von Ra'umordnung, 
Umwe1t'schutz und umflassende-r La:ndesver­
teudli,gwng; 

2. Knit'eri,en z'ur BeurteilullIg :der zu färdemden 
Maßnahmen; 

3. Kosten-Nutzen-Unte-rsuchungen zur Beurtei­
lung der Wirtschaftlichkeit bei Maßnahmen 
mit erheblichem finanziellen Umfang oder 
volkswirtschaftlich weitreichenden A uswir­
kungen; 

4. Inhalt. und Ausstattung der Unterlagen, 
Gruflidisär:lJe der Pt'ojeküemng, Vorlei­
stun'g,en; 

5. Baudur.chführung, Baukontrolle, Bauabrech­
,nu1nlg, Kolilla:udi,erurug; 

6. Sofortmaßnahmen; 
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7.Instandhaltungsmaßnahmen und Gewährlei­
. stung der Wwrhamkeit von Anlagen. 

(3) Die im AJEis .. 1 Z.· 6 .gena.nnten Y,eIigabe­
richtliniCi11 h.aben Bc'stimlm'ungen zu enthalten 
über 

1. v,cJ:1galbeart; 

2. Aussch,reiibullJg; 

3. InJhallt und Ausstattung dler Angehote; 

4.Prüf=g .der A'ngehote; 

5. GmndsätZJe und Kriterien für die ZuschlaJgs­
erteithmg. 

(4) Die tech'I1!~schen Ri,chtE,nlien und die Ver­
galbecichtlliJfiii1en ·~i'fiid im "AJillnsbla,trt 2mr Wri,en,er 
Zeitung" kundzumachen. 

. (5) Auf Anf nage sinlddem Förderungs!werber 
. jene Regioill.aJlsmdlilen und .gener.eJiten' Pro~ekte he­
kanntzugelben, ldiie vom zustäind]gen Bundesmi~ 
nister ,der Beurteihmg des l'ördeJ:1ungsauS'Uchens 
zugrufiide .ge1~gt W!eI"dem 

(6) Zur Erwi.rkurug :der ZU'st~mmurug nach 
Abs. 1 Z. 3 g.eruügt hei InstaJl1Jdhaüungs.- und Be­
triebsmaßl!l!ahmen (§§ 6 urud 13), hei Sofortmaß­
nah.men ,der Wi'Ldlbad1- run,d La,wiruenV1erbauung 
(§ 7) mit ,eiruem Kosteruef'fordernis unter 
0,75 Mit!. S, :bei Sofort- un!d öit1ich,cn Uf'er&chu-tz­
ufiid ReguJ1ierungsmaßn'ahmen sowi'e bei: Sa'ni,e­
rung V'on Rutschungen (§§ 4a; 7 und 8) mit 
,ei,nem Kostel1!erf.orderruis unt,er 1,5 MiH. S sowie 
bei Me1ioraotionen (§ 8) hi·s 2m 'einer Filäche von· 
40 ha Ausmaß, J'ür ,de:l1en Kaslt1emtor,ligrung oder 
Förderung der Burudlesminister für Land- und 
Forstwlirtsdl1aJt zuständig ist, d]e Vonllige einles 
Saommdv,cnei,chfiii.sses 'der zuständ~gen Landes­
oder Bun:desdienstsltelile. 

(7) Im Sammehverzeichruis s,ind di'e 'unter Abs. 6 
genannten Maßnahmen nach Gewäs'ser, Ort urud 
Art sQowie J.ahreskostenerfordernis genau zu ,be­
zeimh,en. Bei Setriehsmaßnahmen und Klein­
melior,atil()lnen genügt die Angabe Ides J ahr,es,­
kostenerfordernis's'es. EiTI:zel~bauvorhaihen (§§ 4 a, 
7 und 8) dürfen ,eme' ß,auzeit von zwei Jahren 
nicht übersteigen, müssen für sich aJhge'schIos~en 
sein und keiner Ergänzu.n;g Ibedliir.fen. über'aUe 
au.f Grund der SammeJLv,erzeichu;issle bewililigten 
Buntdesmitte1 ist h~sspätestens Bn!de ,des folgen­
den }a:hres dem ß,Uintdesminister für Lan,d- und 

. Forstwi,rts,chaift ein Verwendrun:gsu'a,mwei:s, vorzu­
leg,en, ,dler !den techni'smi,m RJichd-inien zu ent­
sprechen hat." 

5. § j hat ei~ch1ießEch seiner überschrift zu 
Iau'ten: 

"Gewährung und Ausmaß von Bundes- und 
Fondsmitteln 

§ 3. (1) Die Gewährung und Bereitstelihmg von 
Bundes- und FO[JJd~iffiittein erf.ollgt durch den 

Bundesmini,ster für Land~ u'llId Forstwirt'S.ch:aft 
oder ,durchd'en Bumdesminister für Bauten und 
Tech,mik en'tsprech!en1cJi ihrer Zuständigkeit nach 
de:rri BUn!de=inti,s:tre6emges,etz 19'73, BGBL 
Nr.389. 

(2) Bei jeder Gewähr1l:tlig . V10n B,urudles- u'nd 
FOn'dsmitteln, 1st vor all:1emaruf IdlaS öffentllich'e 
Intel"ess'e, die tech~is:che Wirksamkeit Ider Ma:ß­
nahme und ,die mirtschaJhli,chen Mögilichkeitlen 
des Antr<ligsteHers B,e'dlacht zu lliehmen. Hiebei 
ist insibesondetie die Art und Idla's Ausmaß der 
voraus,simnlichen AuslWirkul1!g Ider gepllamtlen 
Maßnahme auf Wlisserwi,rtsch,atft U!n!cJi RegionaJl­
struktur, ,der wirtschaftliiche Amreiz und der ZiU 

erwlartende Erfo~g maßgeblich. $ezügiLi,ch des 
öffen1:1ichen Inter,es'Ses an Ider gepilarnten Maß­
nahme und dier wirtsch'aJft1imen Möglichkeiten 
des Antrllgsteltlers. s·j.nd V10r ,der. Gewährurug von 
Bundes.-> oder Fon!dsuninoem Ifür pl'i'V,ate l .... bß­
nahmen gemäß § 1 Albs. 1 Z. 1 mit Ausnahme 
der FiULIe des § 2 Abs. 6 GutachtCiIlldier rberührten 
Geme~nden und Kammern v,orzU'legen. 

(3) Da.s Ausma,ß :der Gewähcu'mg v,an Bun:dJes­
urud FOll!dsmrtteln umcl di,e Dal'lehetIl'skond!inioruen 
halben sich Idarauf 2m beochriiruken, ,die Finanlzi'e­
rung von Maßnahmeru Igemäß § 1 si,cherzusteUen. 
Für and:eore mit ,der V erwirklichllllllg tdJie~er Maß­
naohmen vefbundene :Kosten können BUll!dJes- older 
Fondsmittel 'niicht gewährt odler bereitgestellt 
werd'en. 

(4) Fü'r dl's Au'smaß der zu gewähreooen oder 
berei,tzusteiHenidien Bundes- oder Fontd~mitte1 für 
Maß;nahmen ;gemäß § 1 Abs. 1 Z. 1 e~nsmließliich. 
der damit inunlffiittel~barem Zu~ammenhang 
st,ehenden Maß,nahmen g,emäß § 1 Albs. 1 Z. 2 
Et. c und Z. 3 ~imd die in ,den §§ 4 ibi,s 1:0 g sowie 
10 his 15 enth~ltemeIliBe'St]mmunlgen maßgehend'. 
Für das Au'smaß ,der zu gewährendien Brundes­
und Fon:dsmittel für sonstige Maßnahmen gemäß 
§ 1 Ahs. 1 Z. 2 unla 3 sowie für Stau-un!d Ver­
suchs:anllalge[Jj s.irud die Bestimmungen :der §§ 11 
und 12 maßgebend. Der zustärudlige Bun'desmi~ 
nister kann hiezu näiher,e ß.estimmurugen i\l1l 
Förderu!nlg'snichti1ilnilen' ,ellhs~en, die Mn "Amtsblatt 
zur WiJener Zei:uufilg" kUindzumach'en sind. 

(5) AIs örd,jche Inoeressenten im· Sinlne dieses 
Bll'ndesge'SetZlcs ge~teru !die' Nutznießer na,ch § 44 
des Wasserrechtsg,es,etzes ,urud die ,beteiligten Ge­
meind'en . 

(6) Ei,n Re'cht7slanspruch arwf ,die G,ewährung von' 
Bun'des- oder Fo'nldsmitneln Ibesteht nicht. 

(7) Die Gewiihrung Ider BundJes- oder Fonds­
mittel hat schriftlich zu et1folllgen unldl kann an 
B,edii.rugunlgen, Aufil:ligen und Vorbehal1te geknüpft 
werden, ~d~j.e in~bes:OIlidere ,der Sicherung der Ein­
halturug der Bestlimmurugendi'es,es Bundesgesetzes 
di,enen und der Verfügba'rkeit der Mittd Rech­
murug t'rage,n.~' 
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6. § 4 hJ.Jt eiDlSdr]ließ1lich seiner Obersfchrift zu 
Jruten: 

"Maßnahmen zur Verbesserung der Abflußver­
. hältnisse 

§ 4. (1) Für Maßnahmen an Gewäss'ern mit 
kei'l1ler OIder nur @erinJger GesdllehelführUiIllg,di~ 
,dem Hochwasserrückhailt dienen, kann der Bei­
tra'g des Bunlrues m~t 5'0 v. H. der anerkannten 
Kosten !bemessen Wle'I1den, wenn die restlichen 
Kcosten aus La'IlIdesmitteLn adler au's, Landes- und 
Inoeress,entenmittle1n Igetr,~en werden. 

(2) Für Maßnahmen nach Albs. 1'an Gewäs@em 
mit starker Geschieibeführung ka'IlInder Beitrag 
des Bundes mit 60 v. H. ,der anerkannten Kosten 
bemess·en werdiel!l', wenn fdi'e restLichen Kost,eu hve­
für a'US Landesmittldn oeller'aus, Landes- fll,nd 
Inter,ess'enteDillliuelfn getra'gen werden. 

(3) Soweit mvt ,ellem Hochwass'errückhal:t; ruch 
ei,ne NiedierwassemuFhesserUlUg verbunden werden 
kann, fiIlld'en für die :daffu ·ertordeplichen Mehr­
iaufweIlidungen die B,estti:mlffilun~en gemäß Abs. 1 
und 2 Anwendung. Kcosten für ,andere Zielset­
zu:ng,en s'i,nd bei der Bemes.su.ng felles Bundeshei­
trages nicht zu berüd{sichtitg,en." 

7. Nach § 4 i'st fdhgJeIllde Bestlimmung einzu­
fügen: 

"Schutz- und Regulierungsmaßnahmen 

§ 4 a. Soweit idernotwenldige Hochwasserschutz 
mi:t cten unter § 4 langefühnten Maßnahmen nJicht 
odler nicht aHe'in erziellb,a,r ist, ,gelten für Schutz­
und! Regulierunlgsmaßnahmen, die mit einem g,e­
nerellLen Pro~ekt im Evnmla<ng stehen ,oder deren 
Auswirk'llll1lg,en auf die AbflUlßverh;u1tnlisSie örtlich 
begrenzt bleilben, foDgenidJe Förd!er'lliI1lg~bestim­
mungen: 

a) Für Schutz- und Regu1i'e1'!Urug~maßnaihmen 
an Gewäs'Sern mit k,ei,ner oder nur geringer 
Ges,chieheführurug bnn der ,Be~tr'ag des 
Bundes his zu 40 v. H. der anerka'nnten 
Kosten bemessen werden, wenn d~r hiefür 
zu w~dimende L~nd!e~bei,tralg ,di<e gleiche 
Höhe erroflvchJt. Üibenoel~dlile natürilliche 
mittLere Bettlhl"eite dieser Gewässer 10 m, 
dann ka;,nn ,der ·B'eitr.alg .des Bundes bis zu 
50 v. H . .der a1nerk'annten Kcosten gesteLgJert 
werd:en, wenn ,der La;n:d!esbeitralg hiefür 
minldiestens mit 30 v. H. bemessen wil'd 
und der BeiJtl1a1g dier öirolkhen Interessenluen 
auf höchstens 20 y. H. beschränkt <bleibt. 

b) Für Schutz- fllIlid RegUlI~e1'!Ungsmaßnalhmen 
a<n.Gewäss'ern mit 'starker Geschiebeführung 
k.ann der Heitmg .des Bunldes bis zu 60 v. H. 
,der anerkannten Kcost,en ,g.estei'gert werden, 
wen:n elter La;,ndesbeiorag hiefür mindestens 
mit 300 v. H. 'bemeSSieTh wind und der B'eitra,g 
der örtthlchen I,nteresSienten alu{. höchstens 
10 v. H. Ibe~chränkt ih1ei1bt. 

c) F'ür die ~m Zllige ",on Schutz- ,urud! Reguli,e­
rungsmaßnahmen zu errichtenden Sohlstu­
fen und Sohlrampen. im ausschließlichen In­
teresse des Gewässerabflusses sowie für Sohl-. 
pflasterungen ~ann ,der Beitra<g des Bundes 
his Zu 70 v. H. ,der anerkaI1l1,ten Kcosten 
gesteägert werden, wenn der Lalndesbeitrag 
hiefür mi1lJdlestens mit 20 v. H. hemessen 
wird! undJ .der B,eitrlig der örtlichen Intleres­
senten ·a.uf höchstens 10 v. H.\ beschränkt 
'bildbt." 

8. § 5 h,a;t .einschiliieß,bich 'seiner überschrift zu 
lauten: 

, "Donau 

§ 5. Cl) Die K.osten ,d!er Mittel- und Nieder­
wasserreguli.er,ung . der österreichischen Donau­
stredte sowie die El1fül1aernissle fü.r die Instand­
ha!1tung der ~ncter ,genannten Flußstredte errich­
teten Mitted- und Niederwasserreguli<erungswerke 
slind zur GäJnze 'alus Bllln!dlesmitteiln zu bestreiteni. 

(2) Für die ErrichtuUlg von An,la1gen ~um Schut'Z 
vor Doruauhochwasser kann' ein Beitratg -des BUIli­
,des Ibis zu 50 v. H. ,der :anerkannten Kcosten ge­
währt werden, wenil1J Ider Beitrag ,des LaI!1Jdes mit 
mintdJestens 30 v. H. bemeslsen wird 'U11Id der Bei­
trag der örttLichen, 1nte,res,senten aurf höchstens 
2'0 v. H. beschränkt 'h1e,~bt. Für ,elIie' InstarudJha/l~ 
tUing gelten di,e Bestimmungen des § 13 Ahs. 1. 
In diesen Fä!llen b1eiht es dillll B'unld IUInlberuom­
men, staanliche Jh'lli1eiturugen ei.fi'zU:ridlt'en, w.eliche 
da.nn a111S ördiche BaJUleiwng gemäß § 2 Albs. 1 
Z.5 geIten. 

(3) Für die Kosten ,der Errichou.rugeller w,a;slSer­
hau technischen Anla.gen eiil1JschtließIich ,der Kran­
bahnf'Unldiamente von öffentlichen Häfen an der 
Donau - au,s!!chl'ießlich jener der ver:kehrstech­
nischen EinrichtuUl~en -,- kann der Bund ein Dar­
lehen his zu 60. v. H. ;der anerkannten Kost,en 
gewähren, 'sofern dWe inlJereSiS,~el1ten anderen Ge­
bietskörperschaften' für den Rest aufkommen; 
hieibei v,enmindern a,li1fälE~e Leistungen von son­
s,tigen Inter,essenten 'd:ie Bemessu.n.gSigru/ndIagieUl. 

(4) Die .gilllläß Albs. 3 gewährten Datrl'ehen si<nd 
a;b dem der Zuzählung faLgen/dlen KaJkrudJerjahr 
in 20 ,glleich hohen }ahresr;aoen jeweils bis 
31. März unrv,erzinslich an· den Bund ~urückzu­
za!hi1en." 

9. § 6 hJ.Jt 'einschlließII~ch 's,einler Ob'er;schrift zu 
La'lllten: 

"Grenzgewässer und sonstige,vom ,Bund betreute 
Gewässer 

§ 6. Cl) Die Kosten für ,di/e InstandhaIlrunlg der 
Gewässer, weLche .die Greilize gegen das Aus,Land 
bi~dlen adler für wdche beslOindiere mternartJionlailie 
Vel'einlbaru11igen bestehen, ei,nschJließil<ich der 
Hauptbinnenkan1äille, sowie die Herstel~ungs-, In­
statndha,lJtungs- und Betrieb~kosten von Schutz-, 
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RJegul1i,erungs- und Hochw<liSs'errückha!1temaß­
nahmen an diesen GewäsSlern sind ,aus B,um1es­
mittdn ZJU hestr,eiten. Für örüiche Schutz- und 
:&egullierungsmaßnahmen an cbe&en Gewässern, 
,&ie im ausschl,reßlichen Lnteresse 'ei,n21dner Ufer­
anmmer gdegen' sind, richtet s'ich ldia's Ausmaß 
,dler Förderuil11g .nach den Bes1timmurugen der 
§§ 4 a ,und 7. 

(2') Bbe,ruso sind di,e Kosten für .die Instandhal­
turug der FlüsseB-l'egent2')er Ache, Lech, lnn, Zi,l1er, 
Brix:ental'er Ache, Sa:1zach, SaaLach, TraJUn, A:ger, 
VöcMa, Enns, Yihbs, TraiSlen, Leitha, R'aaib, Dr,au, 
Isei" Gail, Gurk, Mur' unld Ka,inach, .des Str'em­
bach,es, dies Frauenibaches und des Kehrwandbaches 
sowie die Herstellurugs-, I,n's'talnidihaJlturugs- urud 
Betmeibskosten von Schutz-, lteguliemngs- und 
Hochwasseflrückha1temaßnahmen an dies'en 
Flü,S'sen Ulnid Bkhen laus Burudiesminelru zu Ibe­
str1eit:en, wobei j1edoch die Nutz,ruießer .nach § 44 
des Wasserl'echtsgesetz1es zu Boeitragsleistunlgen 
herarugezOtg,en werden können." 

10. § 7 hat eins·chIießlmch sein,er überschnift zu 
huten: 

"Wildbach- und Lawinenverbauung 

§ 7. (1) Für ,alle Maßnahmen, weIche 

1. die Uruteribindu11Ig der Ges,ch1ieibeibildung 'llalJd 
·die Zuruckhal1turug von Verwitterungspf'O~ 
,dukDen ,in den Einzugsgebieten der Widd­
bäche hetreffen, 

2. die V erbess1eI'Ulrugdes W asserh aush;]hes und 
di.e uruschädliche AJbleitJUng des Wa's'sers Ua1Jd 
,der Geschi,ebe in :dien Bin:zugsgebiet1en der 
Wildlbäche zum Gegenstanld haben, 

3. die Beruhigung und Begrünung von, Bruch­
und RUlnschflächen, ~lruslbesondel'1e :tJn Wlas,serhe­
drah~eru Berg}.ehttllen (Sichet'UIDIg des Bösmunlgs­
fußes:, HaJJJgentwä~slerunJg, Auf:for:s,tU'filgs- und 
B()cLenbindunlg~maßruahmen), herheilführen, 

4. der drohellldJen EnostJehung alJeuer Runsen uttlld 
R utschli'rugen, von Fehsturz und Steins.thhg 
entgegen arbeiten, 

5. den Schutz gegen Lawi,nen, Felssturz, Stei'n­
scM~g und Muren hetreffen, sowie 

6. ,die Bet'reuung und Lnstandhalltung der Ein'­
zugsgebiete der WiMbäch'e und Lawinen unld 
von Maßnahmen der Wildbach- und Lawi­
nenverbauung zum Gegenstand haben, 

kann der B.un.de~beit.1'ag bis zu 75 v. H. der an,er­
kannten Kosten hemes·scn weflden, wenn das Land 
wenigsnens ei'filenBeitralg Vlon 15 v. H. aus Lan­
,desmittdn wiJdmet und ,Jer B.eit.rag der örtlichen 
Interess'efiltJen auf höchstens 10 v. H. beschränkt 
blei.bt. 

(2) Die Erstellung von Projekten !gemäß § 1 
Ahs. 1 Z. 2 'Et. ,c ,ist au,s Bundesmitte1n zu he­
streiten. 

(3) Hins:ichiJlich :der V,erpflichtung zur Insta,rud­
ha'hurug V'Otn Maßnahmen der WiJIdhach- und La­
wrnenverbauurug findet § 13 Ahs. 4 Anwendu'llJg. 

(4) Auf MaßnahmelIl der WildJba'ch- und La­
winenv,erba.uun,g findet § 2 Albs. 1 Z. 5 keine 
AnwenduUJg." 

11. § 10 hat einsch,1ieß1ich seIner Übers·chrift 
zuhuten: 

"Wasserversorgung, Abwassenlbleitung 
und. Abwasserbehandlung 

§ 10. (1) Für die Errichtung, Erweiterung und 
Verbesserung öffentlicher Wasserversorgungs-, 
Abwasserableitungs- oder Abwasserbehandlungs­
anlagen kann der Wasserwirtschaftsfonds (§ 10 h) 
an die im Abs. 4 genannten Förderungswerber 
Darlehen, u!l1Jd zw,ar ,für Wass,ervel'slOl'gunlgsan­
hvgen his zu 50 v. H. und fiir sonstige Anlagen 
his zu 60 v. H. der Kosten, gew;ihren. Das zu­
'läs'siJge Ausmaß ,dies Dat'llehenos erhöht sich um 
10 v. H. ,der Kosten für die ,im Abs. 3 Z. 1 
bis 6 angeführteru ·Fä:lle, sof,ern di'ese Anlagen 
zlufoQge Vler'hältnismäß~g Ilanger Zu- oder Ab­
leiturug, künschc.her Hebung hesonu.er1en Au's­
maß'es oder mehrstufiger kbw.asSlerhehan.dlu,n:g 
und RohwasserauFbereitTh11lg einen weit über dem 
Durchschnitt liegenden KostenaufwaJ.1d e.l'f.ordern, 
sowie ,f'ür l'egiornale Anilagen. Es, erhöht sich um 
20 v. H. der Kosten für meh.rstufige regiünale 
Abwass'erbehlindilungsan'lagen nach einem hiologi­
s,chen oder einem in der RJei:nilgungs:w.irkung zu­
miflldest 1~leichW'ertigen Verfahren. 

(2) Im Falle regionaler oder überregionaler Ab­
wasserableitungs- oder Abwasserbehandlungsanla­
gen kann nach endgültiger Feststellung des För­
derungsausmaßes (§ 16) an die Stelle eines Teiles 
des Darlehens gemäß Abs. 1 ein ni.cht rückzahlba­
rer Beitrag des Wasserwirtschaftsfonds treten, 
wenn die sich aus dem Anschluß an die Anlage er­
gebende finanzielle Belastung einen vom Bundes­
minilSlter für BJ:iUten untd T,echnü:k mch Anlhöm11lg 
der Wasserwirtschaftsiforudskommission (§ lOh 
Abs. 3) festzusetzenden bundeseinheitlichen 
Grenzwert übersteigt und eine nberschreitung 
des jeweiligen Grenzwertes auch durch eine 
längerfristige Stundung (§ 10 e Abs. 5) eines Tei­
les des Darlehens nicht vermieden werden kann. 
Dieser Grenzwert ist unter Bedachtnahme auf 
die .im Bundesdurchschnitt sich, ergebende Be­
lastung bei vom Wasserwirtschaftsfonds geför­
derten nicht regionalen Abwasserableitungs- und 
Abwasserbehandlungsanlagen festzusetzen. Die 
nicht rückzahlbaren Beiträge können bis zur Ge­
samthöhe der dem Wasserwirtschaftsfonds auf 
Grund des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes zu­
fließenden Mittel (§ 10 j Abs. 1 Z. 1) gewährt 
werden. 

(3) Bei der Verga;be der Mitteil ist vorzüglich 
auf regionale und überregionale Anlagen und 
solche Anlagen Bedacht zu nehmen, 

166 der Beilagen XV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)8 von 16

www.parlament.gv.at



166 der Beilagen 9 

1. deren ErriCh,tul!lJg zur Sicherurugeiner aus­
reichenden Wasserversongung in <besOinders 
w,ass,eraI1men G,elbiJet'en erfolgt; 

2. deren Errichtung im Bereich von stark ver­
unreinigten Gewässern oder in Gebieten mit 
besonders schutzwürdigen Wasservorkom­
men erfolgt und der Verbesserung der Was­
serbeschaffenheit des Vorfluters sowie dem 
Schutz von Wasservorkommen überörtlicher 
Bedeutung dient; 

3. die vom Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft gemäß § 100 Abs. 2 des Was­
serrechtsgesetzes zu bevorzugten Wasser­
bauten erklärt worden sind; 

4. deren Errichtung wegen zwischenstaatlicher 
Verpflichtungen vordringlich ist; 

5. deren V.erlauf sich mit der Trasse einer im 
Bau befindlichen Bundes- oder Landesstraße 
deckt oder deren Errichtung im Zusammen­
hang mit dem Bau einer Bundes- oder 
Landesstraße erforderlich ist; 

6. deren Errichtung oder Erweiterung zur Ab~ 
wendung eines unmittelbar drohenden Not­
standes oder zur Beseitigung der Folgen 
eines Notstandes - unbeschadet der Bestim­
mungen des § 15 - erforderlich ist. 

(4) Darlehen gemäß Abs. 1 und Beiträge 
gemäß Abs. 2 können gewährt werden an Ge­
meinden und -sofern eine Gebietskörperschaft 
die Haftung für die Rückzahlung und Verzin­
sung übernimmt oder sonst eine geeignete 
Sicherstellung gegeben ist - an Wassergenossen­
schJ.lften (§§ 73 ff. des Wa.!>s'errechtsgesetzes), Wru;~ 
&ennerlbä.n,die (§§ 87 ff. des Wa\'ise,rremtsg.es'etZlcs) 
sowie an sonstige Unternehmen zur Wasserver­
sorgung, Abwasserableitung oder Abwasserbe­
handlung, an denen Gebietskörperschaften zu 
mehr als der Hälfte beteiligt sind oder die durch 
Bundes- oder Landesgesetzerrichtet wurden." 

12. Nach § 1,0 sind folgende §§ 10 abis 10 k 
einzufügen: 

"Einzelwasserversorgung und Einzelabwasser­
beseitigung 

§ 10 a. (1) Für die Wasserversorgung sowie 
für die Ableitung und Behandlung der Abwässer 
von Bauernhöfen und Einzelsiedlungen land- und 
forstwirtschaftlicher' Dienstnehmer, ,von, Schutz­
hütten und Jugendherbergen sowie von Erho­
lungs- und Genesungsheimen kann der Wasser­
wirtschaftsfonds bis zur Gesamthöhe der ihm auf 
Grund des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes zu­
fließenden Mittel (§ 10 j Abs. 1 Z. 1) einen nicht 
rückzahlbaren Beitrag bis zu 40 v. H. der Kosten 
gewähren, wenn sich, diese Objekte in Streulage 
befinden und aus Landesmitteln mindestens ein 
glei,ch hoher nicht rückzahlbarer Beitrag zur 
Verfügung gestellt wird. 

(2) Für die Ableitung und Behandlung der Ab­
wässer von Betrieben des Gastgewerbes im Berg­
land - ausgenommen Schutzhütten (Abs. 1) -
und von Bergstationen von SeLlbahnanlagen zur 
Personenbeförderung kann der Wasserwirtschafts­
fonds den zur Einleitung der Abwässer in ein 
Gewässer oder in eine öffentliche Abwasserab­
leitungsanlage Berechtigten Darlehen bis zu 
40 v. H. der Kosten gewähren, wenn sich diese 
Objekte in Streulage befinden und aus Landes­
mitteln ,ein Darlehen mindestens in halber Höhe 
des Fondsdarlehens gewährt wird. Das Fonds­
darlehen ist in geeigneter Weise sicherzustellen. 

(3) Als in Streulage befindlich gelten ein oder 
zwei Objekte, deren Entfernung vom nä.chsten 
geschlossenen Siedlungsgebiet oder von der näch­
sten Anschlußmöglichkeit an eine bereits beste­
hende oder geplante Wasserversorgungs- oder 
Abwasserableitungsanlage mehr als 1 000 m be­
~rägt. 

Betriebliche Abwassermaßnahmen 

§ 10 b. (1) Zur Errichtung oder Erweiterung 
von betrieblichen Abwasserbehandlungsanlagen 
bestehender Betriebe sowie für abwasserbezogene 
Maß11Ia:hmenLooeribeurieib:licher Art ka.nn der 
Wasserwirtschaftsfonds den zur Einleitung der 
Abwässer in ein Gewässer oder in eine öffentliche 
Abwasserableitungsanlage Berechtigten Darlehen, 
gewähren, wenn die Behörde dem Berechtigten 
die Errichtung oder Erweiterung einer Abwasser­
behandlungsanlage im Sinne der §§ 32 und 33 
des Wasserrechtsgesetzes bewilligt oder vor­
s,chreibt oder das öffentliche Kanalisationsunter­
nehmen die Einleitung der Abwässer von einer 
Vorreinigung abhängig macht oder es sich um 
Anlagen':l:UIr v()lUständ~gen Beseit~~U!nlg der Alb­
wässer oder von anfallenden Stoffen handelt und 
die Errichtung oder Erweiterung der Anlage dem 
Beredltigten nur bei Gewährung eines Fonds­
darlehens zumutbar ist. Die Bestimmungen des 
§ 10 Abs. 3 finden sinngemäß Anwendung. Die 
Gewährung der Darlehen kann bis zur Gesamt­
höhe der dem Wasserwirtschaftsfonds auf Grund 
des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes zufließenden 
Mittel (§ 10 j Abs. 1 Z. 1) sowie der Rück­
zahlungen und der Zinsen aus den für diesen 
Zweck gewährten Darlehen(§ 10 j Abs. 1 Z. 4 
und 5) erfolgen. Weiters können Darlehen aus 
Mitteln von für diesen Zweck aufgenommenen 
Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten 
(§ 10 j Abs. 1 Z. 6) gewährt werden. 

(2) Das Darlehen darf 50 v. H. der Kosten 
nicht übersteigen. Das zulässige Ausmaß des 
Darlehens erhöht sich um 10 v. H. der Kosten, 
wenn der Bundesminister für Lan.d- und Forst­
wirtschaft bestätigt, daß die vorgesehene Be­
handlung der Abwässer zur Abwendung eines 
Notstandes oder zur Beseitigung der Folgen 
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eines solchen- unbeschadet der Bestimmungen 
des§ 15 - oder zum Schutz öff,entlicher Interes­
~en, insbesondere der Volksgesundheit, der 
Volkswirtschaft oder zwischenstaatlicher. Belange, 
dringlich ist. 

(3) Darlehen gemäß Abs. 1 sind nach Anhö­
rung des Bundesministers für Finanzen in ge­
eigneter Weise sicherzustellen. 

Nähere Förderungsbestimmungen 

§ lOe.(l) Zur Instandhaltung und zum Be­
trieb der in den §§ 10, 10 a und 10 b genannten 
Anlagen dürfen Fondsmittel nicht gewährt wer­
den. Eine Förderung ist ferner ausgeschlossen, 
wenn der beabsichtigte Zweck eines Vorhabens 
durch Anschluß an eine bestehende oder geplante 
regionale Anlage oder durch Zmammenschluß 
mit anderen Vorhaben besser erreicht werden 
kann, sofern dies dem Förderungswerher wirt­
schaftlich und technisch zumutbar ist. 

(2) Mindestens zwei Drittel der jährlich dem 
Wa·sserwirtschaftsfonds zur Verfügung stehenden 
Mittel sollen für die Gewährung von Darlehen 
zur Errichtung und Erweiterung von Abwasser­
ableitungs- und Abwasserbehandlungsanlagen im 
Sinne der §§ 10 und 10 b verwendet werden, 
soweit hiefür Anträge vorliegen. 

(3) Die Zustimmung zum Projekt gemäß § 2 
Abs. 1 Z. 3 gilt als erteilt, wenn sie ni.cht 
innerhalb von zwölf Wochen nach Einbringung 
des Förderungsantrages beim Wasserwirts~afts~ 
fonds schriftlich versagt wird. Kann ein vor 
Einbringung des Antrages auf Gewährung von 
Fondsmitteln begonnener Bau mangels finan­
zieller Bedeckung nicht fortgesetzt werden, 
so ist bei Vorliegen der übrigen Vor­
aussetzungen eine Förderung für die nach dem 
Zeitpunkt der Einbringung des Antrages herge­
stellten Teile der Anlage zulässig. 

Zusicherung und Zuzählung . 

§ 10 d. (1) Vor Erledigung ,der Anträge auf 
Gewährung eines Darlehens (§§ 10 Abs. 1, 10 i 
Abs. 2 und 10 b) oder eines nicht rückzahlbaren 
Beitrages (§§ 10 Abs. 2 und 10 a Abs. 1) ist 
mit der in § 10 h Abs. 5 getroffenen Ausnahme 
diti Wasserwirtschaftsfondskommission anzuhören. 
Im FaIle der Erledigung iin Sinne des Antrages 
hat der Wasserwirtschaftsfonds, bei, Vorhaben 
nach § 10a Abs. 1, zur Wasserversorgung von 
Bauernhöfen. und EihzelsiedJungen land- und 
forstwirtschaftlicher Dienstnehmer im Einverneh-. 
men mit dem Bundesminister für Land~ und 
Forstwirtschaft, bei Vorhaben na.ch § 10 b .im' 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, dem Antrag­
steller .eine ~chriftliche Zusicherung zu erteilen. 
Mit der schriftlichen Zusicherung erwirbt der 
Förderungswerber einen· Re.chtsanspruch auf ,die 
Förderung. 

(2) Die zugesicherten Beiträge und Darlehen 
sind in Teilbeträgen nach Maßgabe des Arbeits­
fortschrittes flüssigzumachen. Die Vereinbarung, 
wonach die Zuzählung de~ Förderungsmittel. in 
bestimmten Teilbeträgen und in' regelmäßigen 
Zeitabständen erfolgt, sowie die Vereinbarung 
eines Deckungsrücklasses ist zulässig. 

(3) Die Zusicherung der· Förderung kann 
widerruf,en werden, wenn die' in der schriftlichen 
Zusicherung festgesetzten: Bedingungen und Auf­
Lageri vom Förderungswerber nicht erfüllt wer­
den. Der Widerruf der Zusich'erung ist nur zu­
lässig, solange Förderungsbeträge noch' nicht zu­
gezählt sind. 

(4) über den Anspruch auf 'zuges~cherte För­
d.erungsbetr:ige kann' weder durch, Abtretung, 
Anweisung oder Verpfändung noch auf eine 
andere .Weise unter Lebenden verfügt .werden. 
Dieser Anspruch kann auch nicht YOll Dritten 
in Exekution gezogen werden. 

Rückzahlung und Verzinsung 

§ 10 e. (1) Die gemäß ,den§§ 10 rund 10 a Albs. 2 
gewährten Da,melhen 'siriJd jäihr~ich mit mindesten'S 
1 v. H. und höchstens 3. v. H~ des jeweils aushaf­
tC11Id.en Kapitals zu :vetl'zinse,n und 'inAnl11lUi:täten 
zurückzuzahlen, wobei die Anzahl der gleichblei­
benden HaJbjahresbeträge, sofern die Darlehen für 
die Erridltung oder Erweiterung von Wasserver­
sorgungsanlagen gewährt . wurden, 40, in den 
übrigen FäHen 50 nicht übersteigen darf. Jedoch 
sind Darlehen gemäß § 10 für die Errichtung­
oder Erweiterung von regionalen Anlagen zur 
Reinhaltung von Seen in deren näherem Ein­
zugs- oder Abflußgebiet, das sind Abwasser­
behandlungsanlagen (z,entrale Kläranlagen) mit 
mehrstufiger Reinigung, Ufersammler; Seedruck­
leitungen, Hebeanlagen (Pump werke) sowie Ver­
bindungsleitungen zwischen diesen Anlagen und 
deti Ortskanalnetzen oder den Vorflutern, in 
höchstens 100 gleichbleibenden Halbjahresbeträ­
gen zurückzuzahlen. Die gemäß § 10 b gewährten 
Darlehen sind jährlich mit 3 v. H. zu verzinsen 
und in Annuitäten zurückzuzahlen, wobei die 
Anzahl der gleichbleibenden Halbjahresbeträge 
höchstens 20 zu betragen hat. Die Tilgungsdauer 
der Darlehen nach den §§ JO, 10 a Abs. 2 und 
lob ist so zu bemessen, daß sie die voraussicht~ 
liche Bestanddauer der Anlage ni.cht übersteigt; 
die näheren Regelungen werden vom - Bundes­
minister für Bauten und Technik nach Anhö­
rung der Wasserwirtschaftsfondskommission ge-
troffen. ' 

(2) Die Verzinsung der Darlehen beginnt mit 
~hrer Zuzä'hlliUJng. Dile Le~stUl11lg der Anmuitäten 
(Verzinsung und Tilgung des Darlehens) in zwei 
gleidlbleibenden Halbjahresbeträgen beginnt am 
1. März oder 1. September, welcher der vom 
W aSlserwri.l'tschaJftsfonds fes:t~eSJt,eJ.[i(e:n., Vollile.n,clIllI11!g 
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der Anlage (Funktionsfähigkeit), spätestens jedoch 
dem in der Zusicherung vereinbarten Termin für 
die Vollendung der Anlage folgt, jedoch nicht 
vor Zuzählung von Darlehensteilbeträgen. Macht 
der Förderungsnehmer glaubhaft, daß er dllrch 
eiin ulll!vorhenSlehh:lir'es 'Oder runahwenli:llbare's 
Ereignis ohne sein Verschulden verhindert war, 
die vereinbarte Bauvollendungsfrist einzul;1alten, 
so kann sie auf seinen Antrag erstreckt werden. 
Die Lei,s!tu,nlg ,eller AilinUliltät Ibegimlrut jedoch 
spätestens mit 1. März oder 1. September, wel­
cher bei Wasserversorgungsanlagen dem 42. Mo­
nat, b~i Abwasserableitungs- und Abwasserbe­
handlungsanlagen gemäß den §§ 10 und 10 a 
Abs. 2 dem 60. Monat und bei betrieblichen 
Abwasserbehandlungsanlagen dem 36. Monat 
nach Zustellung der Zusicherung an den Förde­
rungswerber folgt,., jedoch ni.cht vor Zuzählung 
von Darlehensteilbeträgen. 

(3) Die bis zur Fälligkeit der ersten Annuität 
aufgelaufenen Zinsen sind gleichmäßig auf alle 
Annuitäten aufzuteilen. Für .Anlagen, die nach 
Ablauf der vereinbarten oder erstreckten Bau­
vollendungsfrist fertiggestellt werden, können 
noch J1!icht z:u:~ezäh!1te Da,ril:ehenst,eüilJhe1Jräge 
nicht mehr beansprucht werden. . 

(4) Von nlicht rechtzei:tlig en1lricht.eten A11IIruitä­
ten sind für die Dauer des Verzuges Verzugs­
zinsen in der Höhe von 2 v. H. über dem 
Eckzinssatz gemäß§ 20 des Kreditwesengesetzes, 
BGBl. Nr. 63/1979, prO' Jahr zu leisten, sofern 
nicht Stundung, vereinbart wurde. 

(5) Eine Stundung im Sinne des § 10 Abs. 2 
darf ohne Anrechnung zusätzlicher Zinsen hin­
sichtlich eines solchen Darlehensteilbetrages und 
für einen solchen Zeitraum bewilligt werden, als 
es notwendig ist, die wirtschaftliche Belastung 
unter' Bedachtnahme auf den Grenzwert 
(§ 10 Abs., 2) auf 'ein zumutbares Ausmaß zu 
senken. Im übrigen darf der Wasserwirtschafts­
fonds dem Antrag auf Stundung der Rück­
z,3!hluIDJg l1IU:r bei V ()r11ie~en;-§onls;t.iger tniftige.r 
Gründe und unter Anrechnung zusätzlicher 
Zinsen in der halben Höhe der Verzugszinsen 
(Abs. 4) für höchstens vier Annuitäten zustim'­
men. 

Kündigung vO'n Darlehen 

§ 10 f. Der Wasserwirtschaftsfonds hat das 
Darlehen unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von mnnidestlens s'eros Mona,ten zu kü:ndiigenc, 
wenn das Darlehen erschlichen O'der einer zweck­
widrigen Verwendung zugeführt· wurde, wenn 
der Darlehensnehmer nach schriftlicher Mahnung 
trotz Gewährung einer angemessenen Frist mit 
mehr als drei Halbjahresbeträgenin Rückstand 
kommt oder sonstige Bestimmungen des Dar­
Jehel1iSvel'ltir,a:gs ver1etzt. Der WlisS'erw!i~rscha:ftls­
fonds hat die nicht rückzahlbaren Beiträge 

(§§ 10 Abs. 2 und 10 a Abs. 1) zurückzufordern, 
wenn sie erschlichen oder einer zweckwidrigen Ver­
wendung zugeführt wurden. Wurden Förderungs­
mittel erschlichen oder zweckwidrig verwendet, 
&0 sind ,die zurückZ'lllZlahllenden: Be:tdge für di,e 
Zeit von der Auszahlung bis zur Rückzahlung 
mit 3 v. H. über dem jeweiligen Diskontsatz 
pro Jahr zu verzinsen. 

Unterlagen und Ausfertigungen 

§ 10 g. (1) Den Anträgen auf Gewährung von 
Förderungsmitteln gemäß den §§ 10, 10 a Abs. 2 
und 10 b sind alle zur Beurteilung und überprü­
fung des Bauvorhabens erforderlichen Unterlagen 
anzuschließen, insbesondere das dem Antrag zu­
grunde IlncgJenJde Pl'ojekt, die für dies,es Projekt 
notwCIlJdü:~en wliSISerrechtiLichen Bew~Nigunlgs;be­
scheide, ein VerzeichIlli's ,der zur Förderung bean~ 
trlJg;t,en T e~1e de,r AnLage, ein B'aJUize~tJpll,a,n, e,inJe ge­
g1iledterte Darste:lJL'UJIlJg (Kostienbel'ech!IlIUJ11lg) der zUir 
Ausführut1Jg <des, Ba,ues notwendllgen Gesamt­
kosten, eiln Na,chweils über ,diLe Kr.ediitwürdiigk.ei<t 
und der F>i1li3inz,i'erunlgspna,n. 

(2) Bei Vorhaben, die in mehreren Bau- und 
F i11'a,nzierlungs:alh~chm;itlten :ausgeführt werdien 
sollen, sind die in Abs. 1 angeführten Unterlagen 
nUT hin,sichd:ichÖJes zUlIllächlsit zur Ausfülwung ge­
langenden Baua!bslchIllitt.e.s· v.orzulegen. In diesem 
Fall müssen jedoch dem Fonds die zur Beur­
teilung des gesamten Vorhabens erforderlichen 
Unterlagen, insbesondere das generelle Projekt, 
zur Verfügung stehen. 

(3) Den Anträgen auf Gewährung eines Bei­
trages gemäß § 10 a Abs. 1 sind unter Bedacht­
nahme auf § 3 Abs. 2 ein allenfalls erforderlicher 
wasserrechtliCb.er Bewilligungsbescheid, eine kurze 
Ba].lbeschreibung, ein übersichtslageplan, ein 
Verzeichnis der zur Förderung beantragten Teile 
der Anlage und eine Kostenzusammenstellung 
anzuschließen. 

(4) Ausfertigungen, die mittels automations­
unterstützter Date~veratbeitungsanlagen herge­
stellt werden, bedürfen weder einer Unterschrift 
noch einer Beglaubigung. Hievon sind schriftliche 
Zusicherungen (§10 d) und Endabrechnungen 
(§ 16) ausgenommen. 

Wasserwirtschaftsfonds 

. § 10 h. (1) Zur Förderung der Errichtung 
und Erweiterung von Wasserversorgungs-, Ab­
wasserableitungs- und Abwasserbehandlungsan­
h,gen .gemäß deili B,esmmmunigen die1' §§ 10, 10 a 
und 10 b wird ein Wasserwirtschaftsfonds, in der 
Folge Fonds genannt, geschaffen. 

(2) Der Fonds besitzt Rechtspersönlichkeit und 
hat. seinen Sitz in Wien. Er wird vom Bundes­
ministerium für Bauten und Technik verwaltet 
und nach· außen durch den Bundesminister für 
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Bauten und Technik vertreten. Für den aus der 
Besorgung der Fondsgesch:ifte sich ergebenden 
Aufwand hat der Fonds aufzukommen. 

(3) Beim Bundesministerium für Bauten und 
Technik wird eine Kommission (Wasserwirt­
schaftsfondskommission) zur Begutachtung der 
vom Bundesminister für Bauten und Technik 
auf Grund dieses Bundesgesetzes zu erlassenden 
Richtlinien und der Anträge auf Gewährung von 
Darlehen und Beiträgen (§§ 10, 10 aund 10 b) 
in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht sowie 
zur Beratung des Bundesministers für Bauten 
und Technik in Angelegenheiten des Fonds von 
grundsätzlicher Bedeutung eingerichtet. 

(4) Die Kommission besteht aus elf Mitglie­
dern, die von der Bundesregierung auf Antrag 
des Bundesministers für Bauten und Technik 
nach ,dem Sürkeverhä:knis ,der im Natioflla:lrat 
vertretenen politischen Part(!ien und nach deren 
Anhörung für diJe Dauer der Ge'setzlß'ebun~­
periode mit der Maßgabe bestellt werden, daß 
auf jede im Hauptausschuß des Nationalrates 
vertretene politische Partei zumindest ein Mit­
glied entfällt und für die Ermittlung, wieviele 
der übrigen Mitglieder auf jede im Nationalrat 
vertretene politische Partei entfallen, die Bestim­
mungen der Nationalratswahlordnung 1971, 
BGBL Nr. 391/1970, über die Berechnung der 
Mandate im zweiten Ermittlungsverfahren sinn­
gemäß anzuwenden sind. Für jedes Mitglied ist 
auf gleiche Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen, 
welches das Mitglied oder ein anderes Mitglied 
s,e'mer Rartei rbei dessen V,crhiIlJderun,g "ertntt. 
Die Mitgliedschaft in der Kommission ist em 
unbesoldetes Ehrenamt. 

(5) Die Kommission wählt aus ihrer Mitte 
mit Stimmenmehrheit den Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter. Die Einberufung der Kom­
mission zur konstituierenden Sitzung obliegt dem 
Bundesminister für Bauten und Technik' die 
übll1gen SiitzuIlJg,en der Ko:mm~ssruOil1! werden' vom 
V orslitzendJen, 'bei des~en V,erhi:rudJeru;llIg von sei­
nlem SteiHvemr,eter, einrber,Ulfen. Auf Verlang'en dies 
Bundesministers für Bauten und Technik oder 
auf Verlangen von mindestens drei Kommissions­
mitgliedern ist eine Sitzung innerhalb von 
14 Tagen nach Stellung des Begehrens einzube­
rufen. Tritt die Kommission nicht zusammen 
oder kommt ein Beschluß nicht zustande oder 
erweist sich, daß zur Abwendung eines Not­
standes oder zur Beseitigung der Folgen eines 
solchen. unbeschadet der Bestimmungen 
des § 15 - die Gewährung von Fondshilfe 
dringend geboten ist, kann der Bundesminister 
für Bauten und Technik auch die der Kommission 
zUJr Begumchturug voz<beihaITite11len Arugei1egenheiten 
gegen nachträgliche Vorlage an die Kommission 
selbstärudig eti1edligen. Arutr;Lge auf AJbänderung 
bereits begutachteter Vorhaben. sind der Kom-

milS,sion ,nur d,a'run ZU'r BegutaJehtung vorzulegen, 
wenn der Antrag eine wesentliche und umfang­
reiche Abänderung des Vor-habens zum Inhalt 
hat oder eine Erhöhung der Kosten um mehr 
als 10 v. H. erwarten läßt. 

(6) Beschlüsse der Kommission können nur 
gefaßt werden, wenn alle Mitglieder eingeladen 
sind. Die Kommission entscheidet mit Stimmen­
mehrheit. Das Nähere wird in einer Geschäfts­
ordnung geregelt, die von der Kommission be­
schlossen wird. Jedoch ist in dringenden Fällen 
oder in Angelegenheiten geringerer Bedeutung 
die Beschlußfassung der Kommission in der Form 
zulässig, daß ein vom Fonds formulierter 
Beschlußantrag bei den Mitgliedern der Kom­
mission zur schriftlichen Beisetzung ihres Votums 
in Umlauf gesetzt wird. 

Wirtschaftsplan und Rechnungsahschluß 

§ 10 i. Der Bundesminister für Bauten und 
Technik hat nach Anhörung des Bundesministers 
für Finanzen für den Fonds bis spätestens 
1. Dezember eines jeden Jahres einen Wirtschafts­
plan für das folgende J ahi aufzustellen und 
zum 31. Dezember, eines jeden Jahres einen 
Rechnungsabschluß nach kaufmännischen Grund­
sätzen zu erstellen. Der Wirtschaftsplan sowie 
der Rechnungsabschluß ist der Kommission zur 
Kenntnis zu bringen. 

Aufhringung der Fondsmittel 

§ 10 j. (1) Die Mittel des Fonds werden auf­
gebracht: 

1. durc.~ Zuwendungen aus Bundesmitteln nach 
Maßgabe der für diese Zwecke im Rahmen 
des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes verfüg­
baren Förderungsmittel und nach Maßgabe 
der Bestimmungen des § 7 Abs. 2 Z. 2 lit. b 
und Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes 1979, 
BGBl.Nr. 673/1978; 

2. aus einem Anteil von 10,5 v. H. 

a) des für Zwecke der Wohnbauförde­
rung . bestimmten Anteiles gemäß 
Art. I § 2 des Bundesgesetzes über die 
Zuweisung ,"on A.ntei,I'enail1! der Elinkcom­
mensteuer und Kö'rrper'Schaf'Mteuer ,für 
nwecke der Wiahnibauf1ölrderunig u!1Jd des 
Familienlast,enlauiSigileiches, EGBL Nr. 443/ 
197,2; 

b) ,der Eingäng,e <1JU'S dem Wioihnha:uförde­
lmngsbettr:ljg'gemäß den Besümmulligen 
.des Bundeslge~tZ'es ülbe'r die Ei,ruhebung 
eines W,olhnlbau,föl1der:ulllg~beit,rages, EGBI!. 
Nr.13/1952; 

c) der Leistungen der HyponhekaI1g1Iäuibiger 
:nach den B.estimmun:gen des§ 8 dels 
.Wiohooaus-Wi,eder:au,~ba:ulgesetzes" BGBII. 
Nr. 13.0/1948; 

\ 

I 
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3. durch Zuwendungen aus Landesmitteln nach 
Maßgabe diesbezüglicher landesrechtlicher 
Vorschriften, wobei diese Beträge unter sinn­
gemäßer Anwendung des § 11 Abs. 2 bis 4 
des Bundesgesetzes über die Errichtung 
eines Krankenanstal ten -Z usammenarbei ts­
fonds, BGBl. Nr. 454/1978, vom Bund an 
den Wasserwirtschaftsfonds zu überweisen 
sind; 

4. durch Rückzahlungen aus Darlehen; 

5. durch Zinsen von gewährten Darlehen und 
durch Erträgnisse veranlagter Fondsmittel; 

6. durch Aufnahme von Anleihen, Darlehen 
und sonstigen Krediten; 

7. durch sonstige Zuwendungen und Erträg­
msse. 

(2) Die sich nach Abs. 1 Z. 2 ergebenden 
Beträge sind jeweils vierteljährlich in dem auf 
das Quartalsende folgenden Monat an den Fonds 
zu überweisen. 

Vemhwiegenheitspflicht 

§ 10 k. Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der 
Wasserwirtschaftsfondskommission dürfen ein als 
solches bezeichnetes Geschäfts- oder Betriebsge­
heimnis, das ihnen in dieser Eigenschaft anver­
traut worden oder zugänglich geworden· ist, 
während der Dauer ihrer Bestellung und auch 
nach Erlöschen ihrer Funktion nicht offenbaren 
oder verwerten." 

13. § 11 hat einschließlich seiner überschrift zu 
lauten: 

"Wasserwirtschaftliche Unterlagen 

§ 11. (1) Die Kosten von Unterlagen gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z. 2 lit. a, deren Erstellung im vor­
wiegenden Interesse des Bundes gelegen ist, sind 
aus Bundesmitteln zu bestreiten. Hiezu gehören 
jedenfalls Unterlagen betreffend die Donau, die 
Grenzgewässer und sonstige vom Bund betreute 
Gewässer (§ 6) sowie Gefahrenzonenpläne für 
Wildbäche und Lawinen (§ 7). 

(2) Für sonstige Unterlagen gemäß § 1 
Abs. 1 Z. 2 lit. a können nach Maßgabe des 
Bundesinteresses Bundesbeiträge bis zu 50 v. H. 
der anerkannten Kosten gewährt werden, wenn 
die restlichen Kosten aus Landesmitteln getragen 
werden. 

(3) Die Erstellung von generellen Projekten 
und Gutachten gemäß § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. b 
betreffend die Donau (§ 5) oder Grenzgewässer 
und sonstige vom Bund betreute Gewässer (§ 6), 
die den in § 1 Abs. 1 Z. 1 lit. a bis c angeführten 
Zwecken d,ienen, sOWlie von generellen Projekten 
der Wildbach- und Lawinenverbauung ist aus 
Bundesmitteln zu bestreiten. 

(4) Für die Erstellung von generellen Projekten 
und Gutachten gemäß § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. b an 
sonstigen Gewässern, die den in § 1 Z. 1 lit. a 
und b angeführten Zwecken dienen, können nach 
Maßgabe des Bundesinteresses Bundesbeiträge bis 
zu 50 v. H. der anerkannten Kosten gewährt 
werden, wenn· die restlichen Kosten aus Landes­
mitteln oder aus Landes- und Interessenten­
mittelngetragen werden. 

(5) Reg]onaJ1S1t!U1dJ~en gemäß § 1 Abts. 1 Z. 2 
lit. b, die den im § 1 Abs. 1 Z. 1 lit. e und f 
angeführten Zwecken dienen, sowie damit im Zu­
sammel1hang stehende mathematische Modelle 
können nJa'ch Maßgabie des BUindes;intJeres.~e~ ganz 
od'er teilweise ws FonldsmilltteJm rbesbt:1tten wencl:en, 
sofern sie vom Fonds oder von diesem gemein­
sam mit einer Gebietskörperschaft veranlaßt 
wurden. 

(6) Für die Erstellung von generellen Projekten 
UIlld Gutachten gemäß § 1 AJb~. 1 Z. 2 ,Lit. b, dJie 
den im § 1 Abs. 1 Z. 1 lit. e und fangeführten 
Zwecken dienen, können Darlehen und Beiträge 
aus Fondsmitteln entsprechend den in den §§ 10 
bis 10 g enthaltenen Bestimmungen gewährt 
werden. 

(7) Für die Erstellung vOll: Projekten gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z. 2 lit. c können Bundes- oder 
Fondsmittel entsprechend den in den §§ 4 bis 
10 g enthaltenen Bestimmungen für sich allein 
oder im Zuge einer Maßnahme gemäß § 1 Abs. 1 
Z. 1 gewährt werde~. 

(8) Die mit Bundes- oder Fondsmitteln erstell­
ten Unterlagen gemäß § 1 Abs. 1 Z. 2 lit. a 
und b sowie eine Zusammenstellung der cha­
rakteristischen Daten über die geförderten An­
lagen und .ihre Betriebsführung sind vom 
Förderungsnehmer im Zuge der Abrechnung in 
einem Gleichstück dem Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft für Zwecke des 
Wasserwirtschaftskatasters zur Verfügung zu 
stellen. Wurde die Maßnahme aus Fondsmitteln 
gefördert, so hat die übermittlung an das Bun­
desministerium für Land- und Forstwirtschaft 
in zweif.acher AUlsf,ertigUl!1Jg im Wege des Fonds 
zu erfolgen, wobei ein Gleichstück beim· Fonds 
verbleibt. " 

14. § 12 hat einschließlich seiner überschrift 
zu lauten: 

"Vorsorge- und Ersatzrnaßnahmen, Stau- und 
Versuchsanlagen 

§ 12. (1) Die Kosten für Vorsorgemaß­
nahmen gemäß § 1 Abs. 1 Z. 3 an Grenzge­
wässern und sonstigen vom Bund betreuten 
Gewässern (§ 6), die auf einem generellen Projekt 
beruhen und dem Hochwasser- und 
Geschiebel'iickhaM s,ow1e ,der Fl1ejha:kung häufig 
überfluteter Uferbereiche dienen, sind aus Bun­
desmitteln zu bestreiten. 
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(2) Für Vorsorgemaßnahmen gemäß § 1 Abs. 1 
Z. 3 an sonstigen Gewässern, die auf einem gene­
rellen Projekt beruhen und dem Hochwasser­
und Geschieberückhalt sowie der Freihaltung 
häufig überfluteter Uferbereich,e dienen, finden 
die Bestimmungen der§§ 4, 4 a und 7 sinn­
gemäß Anwendung. 

(3) Sind die Kosten der Maßnahmen zum 
Schutz gegen Wasserverheerungen, Lawinen, Fels­
sturz, Steinschlag, Muren und Rutschungen höher 
als die für die allfällige Beschränkung derzeitiger 
Nutzungen zu leistenden Entschädigungen oder 
die Kosten der Einlösung der' gefährdeten Ob­
jekte und Grundstücke, so finden die Bestimmun­
gen der §§ 4 bis 7 auch für die Förderung der 
an Stelle der wasserbaulichen Maßnahmen tre­
tenden Ersatzrnaßnahmen (Nutzungsbeschrän­
kungen und Einlösungen) sinngemäß Anwendung. 

(4) Auf die Gewährung von Fondsmitteln 
für Vorsorge- und Ersatzrnaßnahmen gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z. 3, die den in § 1 Abs. 1 Z. 1 lit. e 
UI11d f a:ngeführlcen Zwecken d~enen, fi,ndlen die 
Bestimmungen der §§ 10 bis 10 g sinngemäß 
Anwendung. Werden Vorsorgemaßnahmen im 
Zvge einer Regionalstudiedurchgeführt, ist die 
Bestimmung des § 11 Abs. 5 anzuwenden. 

(5) Stauanlagen, die lediglich zur Speicherung 
von Wasser für die Bodenbewässerung bestimmt 
sind, können gemäß § 8, Stauanlagen für die 
Wasserversorgung gemäß §§ 10 und 10 a Abs. 1 
gefördert werden. 

(6) Stauanlagen einschließLich von Wehrthauten, 
die zu anderen a~]s deriin Albs. 5 öder in § 4 
und § 7 :genannten Zwecken ,errichtet w,erden, 
körunen ,in sinngemäßer AnWiendfllll1!g der §§ 4 a 
bis 8 und 10 h~s 10 b nach ,dem Verhältnris des 
hiedurch einer GewäsrserreguLierung, W~ldbach­
v,erbauung, WaJss,ervel1sorgullig, Abrwasserlbeseiti­
gung oder B:ewäSlserungerwachseoo1en' Nutzen\,> 
gdördert w,er,den. 

(7) Werden im Zusammenhang m1t W,asser­
bauten der im § 1 Ab\'>. 1 Z. 1 fit. cl bis f bezeich-. 
neten Art Vel1Such:sanlagen ,errichtet, so können 
die KCl'sten hiefü,r zunächst vom Bund be,sttritten 
oder arus FOl1Jdsmitteln geföl1dert und bei der 
.erndgültigen Ab1"ech:nung dann in angemesrsener 
Weise mit jenem Beorag berücksichtliJgt werden, 
,der rd:em bleiJbenJden Wilrtschaftserfolg ,ennspricht." 

15. § 13 hat einschHeßlich seiner üherschrift 
zu lauten: . 

"Instandhaltung der Gewässer sowie Betrieb von 
Hochwasserrückhalteanlagen 

§ 13. Cl) Zu den Kosnen von lrustarudihaltungs­
maßnahmen' ,a:n GewäS'srern \9owU,e zu den Ko~ten 
des BetT'ilebers von AnIl:aißien, dire dem Hochw<1isserr­
rückhalt dienen - linsoweit diese KostentrQ-gung 

nicht in dien §§ 5 und 6 gel'e~elrt ist -, könrnen 
Beitrräge des Bundes heWTNligt werden, die höch­
ste'l1JS den neiträgen der Länder gLeichkommen, 
keinesfa:Us alber mehr als ein Drittle! der anerkann­
ten Ko,~ten eIireich,en ,dlüuiren. 

(2) Allrs Lnsurudhlakuilllgsmaßnzhmen sm,dJ an­
zUls,ehen: 

1. ·dlie Instandlhaltung von All'Laigen, ,dü,e ,dem 
Hochwa!ss,e,rrückhaiLt rd~enen,sow~e von 
SchUtZ-iUil1Id! R'eguLierungshaUiten, SOlweü sve 
untier ZUJw~ndUl11,g öff,e1llt'1iche'r Mi'nwl Ml'sg,e­
fühIit W'l1l1dJen; 

2. die F.Iieihahurug Idler Gewässervorll abfluß­
hemmerudem Bewuchs, ab~turzgefärhrdet,en 
Bäumen unJd rcL~e Räumung von Ablagerun­
gen, die ohne künsnliche Beeinflussung des 
Gewässers verul'1slaich:t WlUIrden; 

3. die Behebung k1einerer Uferbrüche und die 
Sicherung,gefährrdeter Uferstellen. 

(3) Die HereitJstd1ung der für die Instandhal­
tung sowie Iden B:etrrieb gew~dmeten Bundcs­
miJttel ~'st vom Nachweirsder Sicherstellung der 
Landes- un,d! LntJer,essenrtenheiträi~e aJbhängig. 

. (4) InstaJndhaJ,tun~s- sowie BetJrÜebsverpflich­
tungen, rdwe auf Grund öff·entJri!ch-.f'ech:tli'cher ordler 
privatrechtlicher T:i.telbesnehen, wel'1clen durch 
die Bestimmungen des Abs. 1 :nicht berührt. Doch 
können ,auchhei Bestand 'Solcher besonderer Ver­
pflichwngstitJel in berückS1ichti.gungswürrdigen 
FäHen ldJi,e ,im Abs. 1 erwäJh:ll'ten Bleiträrge Ml.s 
BuooesmwtJtdn dann rgewähnt werden, w,enn die 
K'osten rder errfol'1d,erEchen Lnstanldhaltungs­
sowie BetriJebsmaßnaihm.en ,die w~rtschaftlriche 
LeirstlUngsfä;hlgkeit ,der V'erpflichteten übersteigen, 
wenn die ~erpflichtetlen ~n den ,Betreuungsdienst 
dier Länder oder ,der Wi:1dbach- und Lawlinen­
v.eribiuul1Jg Mlifrg~nommen w~rden oder wen,n sie 
einem Waisser"lerband nach . den Bestimmungen 
des W,aisserrech,tsgesetz,es zUJr InlStaIldhaltung der 
Gewässer sowie ,des Betriebes von Hochwa,ss,er" 
rückhaJlteanlagen ,angehörren." . 

16; Im § 14 Ahs. 1 hat ,der zweite Satz zu ent­
fallen. 

17. Im § 14 Abs. 2 tritt aI1iSlOOll~ ,der V,erw,ei­
sung,,§§ 8 ülder 10" die Verweisung ,,§§ 8 oder 
10 his 10 g". 

18. Im § 15tcitt al1Jstel:le ,dies Klammeraus­
druckes " (§ 10)" der Klammerausdruck ,,(§ 10 j)" 
some ansuelle Ider Bezeichnung ,,§§ 2 und 4 
bis 10" die Bezeichnung ,,§§ 2 und 4 bis 10 g". 

, 1~. § 16 Abis. 3 hat zu launen: 

,,(3) Der För:derungsnehmerha't ,düe vOn ihm 
geprüfte Abr,echnung ,des fertiggestellten V or­
haJbens ,ill'nerrhalb Jahresfcist nach Perügstellung 
mit den zur ß.eur:teilung und Kol1aiUdierung er- . 
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fOJ:1derlichen Un1lerhl:gen, linsbesondere ,dem Ab-I und Jnstlandhakung Vlon Wasserbraillten an der 
rechnUingshericht und iden maßstaJb- und Jage-I Donau, der March und ,der Thaya von der Staats­
gerechoen Ausführunl&splänenin ü'ber's,ichtlicher grenze bei Bernhardsthal bis zur Einmündung in 
Fonn .aem zuständigen Bundesmiruisterium vor- die March sowie an der Enns von Fußkilome- . 
zulegen. Legt ,der FÖl"derungsnehmer ,die Abrech- ter 2,7 bis zur Mündung in die Donau und an 
nung nicht f~rstger·echt vor, :so mann deren ersatz- I der Traun von Flußkilometer 1,S bis ·zur Mün­
weise Erstellung auf Kostlen des FöJ:1derunglS- dung in die Donau, ferner bezüglich der Verwal­
nehmerseine.m hefugten ZiviLtechnJiker übrer- tung des Wasserwirtschaftsfonds dem Bundesmi­
tragen weJ:1den." nister für Bauten und Technik, bezüglich der 

übrigen Maßnahmen dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft." 20. Im § 17 Abs. 2 1.1rittanstelle der Verwei­

SUllllg,,§ 10 Albs. 2" die VerWielisl1ng ;,§ 10 A:bs. 4". 

21. § 19 hat ,einschließLich seiner Überschrift 
zu lautlen: 

. . 

Artikel II 

ÜbergangsbestJirrnmung 

"Voll ziehung Auf die von der W;l)ss.erwiroschafusfondskom-
§ 19. (1) Mtt der Vollziehung dieses Bundes- I miss,ion vor ,dem Inh~ttJ:1eten ,dieses Bundes-

gesen:Z!ess,i,nld! hinsichtdlich der BesoimmullIgen' g·esetzes posiciv Ibegmachteten Anträg,e auf Ge-

l. des § 10 j Abs. 1 Z. 1 bis 3 und' Abs. 2 der währ:ung einer FÖl1derung sowie auf Anträge 
BunidesminWsoer für Finanz,en im Einvemeh- auf Ei-höhungeiner ibereiJos vor Ink,rafttreten 
men mit dem Burudesminister für Bauten dieselS Bundesgesetzes zugesicheruen Föi'drerung 

sind die bilsher geltenden BestÜ.mmungen weiter-
u. rud Tlechruik, d 1 hin anzuwenden. Ebenso sind ie bisher ge ten-

2. der §§ 10 cl iA:bs. 4 und 10 k der Bundes- den Bestimmungen auf jene Projekte und Maß-
miruister für Justiz, nahmen weiter anzuwenden, denen der zustän-

3. ,der §§ 10 h Ahs. 4 urud 15 die BundesregiiC- dige Bundesminister gemäß § 2 Abs. 1 Z. 3 
oder 4 vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-

.. . '. gesetzes zugestimmt hat oder zu denen die Zu-
4. des.§ 17 .:bezulgl11'ch tdrer Bef.r,~JI1~,ng v'~ I sicherung ergangen ist. Jedoch finden in all diesen 

rrung, 

Ger:ch'~S&ebühr.: . en .,der BUn?e5mmillSter fu~ I Fäll:n auf Antrag des. För,derungswerbers die 
j~st~z Im ~mVle~nehmen ~t ~~m. Bundes Bestimmungen des Art. I dIeses Bundesgesetzes 
m1lllistler . f.~r F~~~en, lliffi ubr~g'en dei! Anwendung, sofern das Förderungsausmaß noch 
Hundesm~nll,sMr fur' Fan;\!ruzen, nicht endgültig festgestellt ist (§ 16 Abs. 4). 

5. des § 10;d Abis. 1, ~Oiwelit es sich um Vor­
halben gemäß § 10 h handeiLt, der Bund.es-· 
m~ru]~ter für Bauten urud 'Uechnick .im Ein­
verll!ehmlen mliitdem ßundresmi.rui:ster für 
Harrudel, Gewerbe und Indus'tme, 

6. des § 10 d Abs. 1, soweit es sich um ,dlie 
dort angefühJ:'ten Vorhaben gemäß § 10 a 
Abs. 1 handelt; der Bundesminister für Bau­
ten und Technik im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft, 

7. der §§ 10, 10 a, 10 b, 10 c, 10,d mit Aus­
nahme des Abs. 4 sowie unter Bedachtnahme 
auf Z, 5 und 6, 10 e bis 10 g, loh mit AUIS·'. 
nahme des' Abs. 4, 10,j, 10 j Abl'i. 1 Z. 4 
tb~s 7, 11 AlblS. 5 'lind 6 und 12 Ahs. 4 
sowie 11 .A:bs. 7 undS und 12 Abs. 5 bis 7, 
sowei·t eine FöLt1derung aUts Fondsmitteln er­
folgt, der BUtrudesministJer für B.auten und 
Techruik, 

8, im übI1igen der BundesnliniJster für Lanrd­
und F'Or.stw~rosch,aft 

betram. 

(2) Die Waihmehmung ,der Aufgahen des Bun­
des als Träger von Privatrech~en nach diesem 
Bundesge~etz 'Obliegt bezüglich der El1f1ichtung 

Artikel m 
D~e Hestimmung ,des Art. II Abs. 2 des Bundes­

gesetzes vom 10. JuLi 1969, mit ,demdars Wasser­
bautentföl1derungJsgesetz ,geändert wird, BGBL 
Nr. 299, hat zu lauten: 

,,(2) Die auf Grull!d b:üshecige.r Bestimmungen 
nach dem Inkraftt1'leten ,dj,eses BUllidiesgeootzes und 
vOir dem 1. Järuner 1970 fälligeru Tilgungsra'ten 
und Zinsen sind am 1. Jänner 1970 und die nach 
dem 1. jänner 1970 'urud vOIr dem 1. Juli 1970 
fälli,gen 'UiiLgurugsriaten. tUndJ Zinsen sind am 
1. jUII,i 1970 fä1llii.g. Di,e ~61geruden rund die späuelr 
elr~tma.1i:g fällig w.el1cten'den Ti:Igung's,rarten und 
Z,insen sind jeweils am'1. Jä,nner u.nd 1. Jul~ jedes 
jahres fäHig." 

Artikel IV 

Im FalLe der Wiiederv'erla.utbarung soll das 
Wassewau'tenför1derungsgesetz in 5 Abschnitte wie 
folgt geg11ediert werden: ' 

a) erster Abschniot "Grull!dsätztliche Bestim­
mungen" mrt,den §§ 1, 1 a,l und 3; 

b) zweiter Abschnitt "Förderung mit Burudes­
mittteln" mvt. den §§ 4, 4 a, 5, 6, 7, S, 9 
urud 13; 
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c) ,dritte'r Nbschnitt "FördenUJ1Jg mit Fonds­
m~teln" mit den §§ 10, 10 a, 10 b, 10 c, 10 cl, 
10e, 10f, lOg, lOh, 10i, 10j und lOk; 

d) vienter Ab~chautt "Gemeinsame Besuim­
mungen'" mit den §§ 11, 12, 14, 15 und 16; 

e) fünfter AhschnJitt "Schlußbescimmungen" 
mvt den §§ 17, 18 und 19. 

Artikel V 

Das W ohnibalUförderung&gesetz 1968, BGBI. 
Nr. 280/1967, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBI. Nr. 232/1972 und 443/1972 wird wie folgt 
geändert: 

1. § 5 Albs. 1 halt zu laUllen: 

,,(1) Die ~n § 4 angeführten BU11Id)esmi1utelsind 
unter Bed'ach:tnrahme auf die gemäß § 10 j d~ 
W'alsserbl:UuenfÖirlderu1ligs~esetzes, BGBI. Nr. 34/ 
1948, in der Fassung des Bundesgesetzes vom 

XXXXXXXX, BGBl. Nr. XXXX sowie gemäß 
Abs. 4 in Abzug zu bringenden Beträge den ein­
zelnen Ländern nach HUIlIdertsätzen als zweck­
,gebu11Idene Zuschüss,e 'zuzwtei:1:en." 

2. In § 5 Abs. 4 erster Satz tritt anstelle des 
Hu:nidertsai"tzes ,,1 v. H." der Hund'entsatz ,,0,5 
v. H.". 

Artikel VI 

DiJe Vollziehung Id~eses Bunde~gesetzes richtet 
sich mit Ausnahme des Art. IV nach § 19 des 
Wasserbautenföl'Iderungsg,e,setzes inder Fassung 
des Art. I Z. 21. MLt der Vollziehung ,des 
Art. IV,m:t d~eBulnde~l'f1gierung betmut. 

Artikel VII 

Dieses Buooesgesetz tnitt '<lim 1. 1. ·1980 m 
Knft. 

/ 
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